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1. Einleitung
Ziel der vorliegenden Expertise ist, einen Überblick über den aktuellen Forschungs­
stand zur politischen Partizipation der Migranten in der Bundesrepublik Deutschland
und über die deutschen Grenzen hinweg zu geben. Dabei soll insbesondere darge­
stellt werden, welche (kollektiven und individuellen) Partizipationsformen auf kom­
munaler, überregionaler und Bundesebene vom politischen System der Bundesrepu­
blik Deutschland für Migranten offen stehen und wie sie von ihnen genutzt werden.
Der Bericht geht hauptsächlich auf die zentralen Inhalte der akademischen Diskussi­
onen um die politische Partizipation von Migranten in Deutschland ein. Auf Fragen
der Methoden, des Forschungsdesigns usw. wird in diesem Bericht auch eingegan­
gen, allerdings nicht primär. Auch die Forschungslücken werden vor allem in Bezug
auf wenig untersuchte Fragestellungen und weniger auf die methodischen oder me­
thodologischen Schwächen identifiziert.
Bei der Literaturrecherche wurde disziplinübergreifend gesucht. Im Mittelpunkt
standen sozialwissenschaftliche Arbeiten, vor allem aus der Politikwissenschaft und
der Soziologie. Es wurden aber auch zahlreiche pädagogische und rechtswissen­
schaftliche Arbeiten in der Expertise berücksichtigt. Bei der Suche wurden gezielt
ausgewählte Wortkombinationen (sog. Suchstrings) in Bibliotheksdatenbanken (z.B.
Opac), Onlinesuchmaschinen (z.B. „Google“), E-Dissertationsdatenbanken einzelner
Universitäten (z.B. BASE-Bielefeld), Aufsatzdatenbanken (z.B. „Jade“) und elektro­
nischen Zeitschriften (vor allem der Soziologie und Politikwissenschaft) eingegeben.
Die Wortkombinationen setzten sich mehrheitlich aus Komposita von Migrant(en),
Ausländer, politische Partizipation, Deutschland etc. zusammen.1 Im Anschluss dar­
an wurden die Arbeiten auf ihre Relevanz für das Thema überprüft. Darüber hinaus
basierte die Literaturrecherche auf einer Auswertung der Bibliographien der gefun­
denen Arbeiten. Die Kriterien für die Auswahl der Arbeiten für die vorliegende Lite­
raturrecherche waren ein eindeutiger Bezug des Inhalts der Arbeiten zum Thema der
Expertise, also der politischen Partizipation von Migranten in Deutschland.
1	 Ein Beispiel für ein verwendetes Suchstring lautet: Migranten-Deutschland-Politische Partizipati­
on.
  
           
          
            
        
           
         
       
           
         
         
       
      
           
         
          
         
          
         
 
          
       
         
           
          
          
        
            
          
         
       
        
         
        
            
Einleitung 4
Dabei wurde eine Definition von politischer Partizipation von Max Kaase zugrunde
gelegt, nach der politische Partizipation all „jene Verhaltensweisen von Bürgern
[umfasst] [...], die sie alleine [individuell] oder mit anderen [kollektiv] freiwillig mit
dem Ziel unternehmen, Einfluss auf politische Entscheidungen zu nehmen“ (Kaase
2003: 495). Die politische Aktivität kann sich dabei auf verschiedene Ebene des poli­
tischen Systems beziehen (Gemeinde, Land, Bund). Sie muss aber immer mit dem 
Ziel ausgeübt werden, Entscheidungen im politischen System mittelbar oder unmit­
telbar zu beeinflussen. Dieser Begriff von politischer Partizipation geht also weiter
als eine rein auf den Wahlakt und begleitende Wahlkampfaktivitäten beschränkte
Tätigkeit. Sie reicht vielmehr von der Institutionalisierung und Ausweitung des frei­
en und gleichen Wahlrechts über Parteimitgliedschaft, Demonstrationsrecht bis hin
zur jüngsten Erweiterung politischer Partizipationsmöglichkeiten im Cyberspace.
Insgesamt wurden auf dieser Basis mehr als 200 Arbeiten gefunden, die unter der
oben angegebenen Suchmethode für die vorliegende Expertise als relevant eingestuft
wurden. Uns ist bewusst, dass damit noch immer nicht alle Arbeiten zu diesem For­
schungsthema erfassen werden konnten. Trotzdem glauben wir, dass die Expertise
einen soliden Überblick über den aktuellen Forschungsstand liefert und verlässliche
Aussagen über ihre Erkenntnisse, aber auch Lücken erlaubt.
Die Forschungsarbeiten werden nachfolgend in Bezug auf die verschiedenen Ebenen
des politischen Systems der Bundesrepublik Deutschland dargestellt, und zwar ge­
trennt nach kollektiven und individuellen Beteiligungsformen. In der Bundesrepublik
Deutschland konzentrierte sich die Forschung ab den 1960er Jahren, verstärkt aber
vor allem in den 1980er Jahren, auf die politische Partizipationsmöglichkeiten von
Migranten auf kommunaler Ebene. Hierbei wurde zunächst die Einführung und
Ausweitung von sog. Koordinierungskreisen und Ausländerbeiräten in den Kommu­
nen diskutiert. Diese Gremien sollten die Kommunen in Fragen beraten, die direkt
die Belange ausländischer Bürger betrafen. In den Koordinierungskreisen, „in denen
mit Ausländerfragen befasste Stellen und Organisationen (Verwaltung, Verbände der
freien Wohlfahrtspflege, Tarifparteien und Kirchen) mit örtlichen Ausländergrup­
pen“ (Breer 1982) zusammenkamen, um die damaligen „Betreuungsmaßnahmen“ für
ausländische Arbeitnehmer auf lokaler Ebene abzustimmen, waren nur vereinzelt
Ausländer vertreten. Später wurden mit den Ausländerbeiräten gewählte Vertretun­
gen in den Kommunen installiert, die die spezifischen Interessen von Migranten in
  
       
          
           
         
         
         
        
       
            
      
      
            
 
 
         
           
          
       
        
         
            
         
     
          
        
       
         
        
        
         
                                                 
              
  
5Einleitung
den kommunalen Willensbildungsprozess einbringen sollten. Damit sollte die Grup­
pe der Migranten zumindest durch eine beratende Stimme auf politische Entschei­
dungen in der Kommune Einfluss nehmen. Die Forschung ist sich weitgehend einig,
dass dieses Instrument nur bedingt die politische Beteiligung von Migranten an
kommunalen Entscheidungsprozessen fördert. Daher wurde verstärkt ab Ende der
1980er Jahre auch über eine Ausweitung des kommunalen Wahlrechts für Ausländer
diskutiert. Im Mittelpunkt stand hierbei die Diskussion um die Ausweitung des 
Kommunalwahlrechts für EU-Ausländer. Diese Diskussion hat die wissenschaftliche
Debatte insbesondere in den 1980er Jahren und Anfang der 1990er Jahre dominiert.
Die Forschungsarbeiten zu diesen kollektiven (Ausländerbeiräte, Koordinierungs­
kreise) und individuellen (Ausweitung des kommunalen Wahlrechts) Partizipations­
formen für Migranten auf kommunaler Ebene werden in Kapitel 2 dieser Expertise
dargestellt.
Der Darstellung der Partizipationsformen auf kommunaler Ebene folgt eine Diskus­
sion der Forschungsarbeiten, die sich auf die politische Partizipation von Migranten
auf überregionaler und bundesweiter Ebene beziehen. Hierbei wird zunächst auf in­
dividuelle Partizipationsformen vor allem bei Wahlen und das Wahlrecht eingegan­
gen. Der Diskussion um eine Ausweitung des Wahlrechts für Ausländer auf kommu­
naler Ebene folgte eine Debatte um die Ausweitung des Wahlrechts für Ausländer
auch auf Landes- und Bundesebene (vgl. etwa Thränhardt 1985). Dies wurde aber
vor allem von juristischen Arbeiten, welche die Ausweitung des Wahlrechts auf
Nicht-Staatsbürger aus verfassungsrechtlicher Perspektive thematisierten, abgelehnt.
Tenor der Arbeiten war, dass das Wahlrecht für Ausländer mit dem Grundgesetz und
mit der Mehrzahl der deutschen Länderverfassungen unvereinbar sei. Das Bundes­
verfassungsgericht bestätigte diese Einschätzung in seinem Urteil über das eingeführ­
te Kommunalwahlrecht in Hamburg und in Schleswig Holstein am 31.Oktober
1990.2 Da aber viele Arbeiten aus demokratietheoretischer und staatsphilosophischer
Perspektive weiterhin ein demokratisches Defizit beklagten,3 das sich aus der fehlen­
den Beteiligung von Ausländern in der Bundesrepublik Deutschland ergab, konzent­
2  Ein weiterer Forschungsstrang betraf die Unterscheidung von EU-Bürgern und Nicht EU-Bürgern. 
Im Rahmen des Maastrichter Vertrages wurde EU-Bürgern 1992 das Wahlrecht auf kommunaler 
Ebene eingeräumt. 1997 fanden in Hessen die ersten Kommunalwahlen unter Beteiligung von EU-
Ausländern statt. 
3 Viele der Arbeiten forderten z.B. das Wahlrecht bei einer bestimmten Aufenthaltsdauer (vgl. Sha­
janian 2001).
  6Einleitung
           
           
         
       
            
         
           
       
        
            
           
         
          
  
 
         
        
        
            
         
            
         
         
           
        
           
      
        
       
          
            
          
  
 
rierte sich die wissenschaftliche Diskussion schnell auf die Frage der Erleichterung
der Einbürgerung, um damit eine Beteiligung von Migranten an Wahlen zu ermögli­
chen und damit die individuelle Partizipation von Migranten am politischen Prozess 
zu verbessern. Hierbei wurde immer wieder eine Reform des Staatsangehörigkeits­
rechts angeregt, die seit 1998 schrittweise in die Tat umgesetzt wird. In diesem Zuge
geriet auch das Wahlverhalten von Migranten bzw. Neubürgern in den Fokus wis­
senschaftlicher Studien (vgl. Wüst 2002). Hier wurden z.B. auch die politischen Ein­
stellungen einzelner Migrantengruppen untersucht. In diesem Zusammenhang wurde
z.B. herausgearbeitet, welche Bedeutung die Sozialstruktur, der Einkommensstand
oder der Bildungsgrad für die politische Partizipation von Migranten hat und welche
Rolle sie für die Bildung von politischen Einstellungen und Orientierungen spielen.
Untersucht wird in diesem Zusammenhang auch, ob die Staatsangehörigkeit einen
Einfluss auf die politische Orientierung und die politische Einstellung von Migranten
hat.
Daneben wurde untersucht, wie Migranten versuchen, im Kollektiv auf den Willens­
bildungsprozess auf Landes- und Bundesebene Einfluss zu nehmen. Hierbei nehmen
sog. Migrantenselbstorganisationen, also von Migranten gegründete Vereine bzw.
Verbände, eine besondere Rolle ein. Bei der Partizipation in Vereinen handelt es sich
eigentlich um die ursprünglichste Form der politischen Partizipation, die vor allem in
der Entstehung der Demokratien in Europa im 18. und 19. Jahrhundert eine große
Rolle gespielt hat (Habermas 1990). Vereine werden aus diesem Grund noch heute
als Keimzellen oder „Basiselemente der Demokratie“ (Zimmer 1996) bezeichnet. Für
die politische Partizipation von Migranten spielen sie bis heute eine besondere Rolle.
Diese Migrantenvereine, die sich in der Anfangsphase oftmals als Arbeitervereine
und Treffpunkte (z.B. Teestuben) konstituiert hatten, die sich um die Alltagssorgen
von Migranten kümmerten und vom politischen System kaum wahrgenommen wur­
den, haben einen tief greifenden Strukturwandlungsprozess durchlaufen und können
heute als fester Bestandteil des politischen Systems der Bundesrepublik Deutschland
angesehen werden. Sie übernehmen mehr und mehr die Funktion von Interessensver­
bänden für Migranten und treten in einen Dialog mit der Aufnahmegesellschaft (z.B.
mit der Bundesregierung im neu gegründeten sog. Koordinierungsrat der Muslime in
Deutschland).
  7Einleitung
          
           
         
          
        
             
           
         
          
       
          
           
           
            
       
         
         
        
       
           
        
          
           
           
          
         
        
 
                                                 
                
              
           
              
           
             
           
         
Neben den Beteiligungsformen von Migranten auf kommunaler (Kapitel 2) und über­
regionalen bzw. bundesweiter Ebene (Kapitel 3) werden im Kapitel 4 neue Aspekte
der Forschung zur politischen Partizipation von Migranten dargestellt. Hierbei han­
delt es sich vor allem um die politische Partizipation von Migranten über die deut­
schen Grenzen hinweg. Hier werden insbesondere Forschungsarbeiten besprochen,
die sich stärker mit der politischen Partizipation von Migranten in Bezug auf ihr
Herkunftsland auseinandersetzen. Dies ist an sich kein neues Phänomen, da in der
Forschung zu Migrantenselbstorganisationen immer wieder beschrieben wurde, dass
sich das politische Interesse und damit auch die politische Partizipation von Migran­
ten und Migrantenselbstorganisationen oftmals nicht auf das Aufnahmeland, sondern
viel stärker auf das Herkunftsland bezieht, da die Migranten – oftmals über Generati­
onen hinweg – vielfältige kulturelle, familiäre und soziale Verbindungen zu ihren
Ursprungsländern pflegen (Martini 2001).4 Seit Anfang der 2000er Jahre wird hierin
aber mehr und mehr eine neue Qualität der politischen Partizipation vermutet und
vor allem Migrantenselbstorganisationen mehr und mehr als wichtige Akteure im 
internationalen politischen System gesehen (vgl. Faist 2000 oder Pries 2005). Hierbei
wird oft der Begriff der politischen Partizipation im „transnationalen Raum“ ver­
wendet. Transnational heißt dabei, dass die Partizipation weitgehend unabhängig
nationalstaatlicher Grenzen stattfindet. Hierbei unterhalten Individuen und Organisa­
tionen zur selben Zeit in verschiedenen Staaten Netzwerke (vgl. Martini 2001). Da­
bei wird untersucht, welchen Einfluss diese transnationalen politischen Aktivitäten
von Migranten sowohl auf das Aufnahmeland als auch auf das Herkunftsland haben.
Eine besondere Rolle spielt das Internet, das es Migranten leicht macht, sich mit dem 
Heimatland zu vernetzen und ihnen damit auch neue Optionen der politischen Parti­
zipation eröffnet. Dies gilt im Übrigen auch für die Artikulation ihrer politischen
Forderungen im Aufnahmeland (vgl. Kissau/Hunger 2009 e). Allerdings gibt es bis­
her sehr wenige Forschungsarbeiten zu diesem Thema.
4	 Dies wurde in der deutschen Migrationsforschung von Beginn an kritisch gesehen und schnell zu 
einer Kernfrage der Integration in Deutschland erhoben. So wurde z.B. die Frage nach dem Ein­
fluss der Migrantenselbstorganisationen auf die politische Orientierung und das Wahlverhalten der
Migranten in Deutschland stets diskutiert. Dies ist vor allem vor dem Hintergrund zu verstehen,
dass viele Organisationen und Parteien aus den Herkunftsländern Niederlassungen in Deutschland
(oft Satellitenorganisationen genannt) gegründet haben. In den 1990er Jahre wurde dies z.B. als
Grund für einen wachsenden Fundamentalismus (religiös wie politisch) unter Jugendlichen mit
Migrationshintergrund in Deutschland gesehen (vgl. etwa Heitmeyer u.a. 1997).
  8Einleitung
           
            
        
          
            
         
       
        
          
        
          
         
   
 
 
                                                 
           
          
           
           
              
           
              
           
Am Ende der Expertise wird ein Fazit gezogen. Ein Hauptergebnis ist dabei, dass fast
in allen Studien von einem Defizit der politischen Partizipation von Migranten in der
Bundesrepublik Deutschland ausgegangen wird. Dies wird damit begründet, dass in
Deutschland eine große Zahl von Migranten bis heute nicht die Staatsangehörigkeit
besitzt und damit also von wichtigen Bereichen der politischen Willensbildung in der
Bundesrepublik Deutschland ausgeschlossen ist, insbesondere von den Wahlen, die
das Kernelement politischer Partizipation einer funktionierenden Demokratie seit
dem 19. Jahrhundert darstellen.5 Hierdurch wird die Legitimität demokratischer Ent­
scheidungen geschmälert und kann zu einer wachsenden Unzufriedenheit der vom
Prozess Ausgeschlossenen führen, gerade wenn sie von politischen Entscheidungen
direkt betroffen sind (vgl. Schulte 2009). Langfristig kann dies die Stabilität eines 
politischen Systems gefährden.6 Dieser Zustand wird in der Migrations- und Demo­
kratieforschung als „Demokratiedefizit“ beschrieben.
5	 Ausländer können auch von anderen Teilen des politischen Willensbildungsprozesses ausge­
schlossen werden. So kann z.B. das Demonstrations- und Versammlungsrecht eingeschränkt wer­
den. Von Ausländern gegründete Vereine unterstehen einem Meldezwang und können leichter
aufgelöst werden als „deutsche“ Vereine. Andere Länder haben auf dieses „Demokratiedefizit“ in­
sofern regaiert, als dass sie z.B. ein kommunales Wahlrecht für Ausländer eingeführt haben (z.B.
skandinavische Länder) oder die Einbügerung für Ausländer erleichtert haben (USA, Frankreich).
6	 Historisch gesehen wurden aus diesem Grund die politischen Teilhaberechte, vor allem das Wahl­
recht, auf immer weitere Bevölkerungsgruppen erweitert, wie z.B. Arbeiter und Frauen.
   
 
     
 
 
          
              
          
        
          
          
          
       
        
         
        
         
       
 
          
           
        
          
             
         
        
           
            
         
         
         
          
                                                 
              
2. Kommunale Partizipationsformen
2.1 Kollektive Partizipationsformen (Koordinierungskreise und Ausländerbei­
räte)
Das Thema der politischen Einbindung von Migranten auf kommunaler Ebene wurde
in der Forschung verstärkt ab der Mitte der 1970er Jahre und Anfang der 1980er Jah­
re thematisiert. Zunächst wurden sog. Ombudsmänner für Ausländerfragen und sog.
Koordinierungskreise damit beauftragt, sich um die politischen Belange der Migran­
ten in den Kommunen zu kümmern. Die Rolle des Ombudsmannes bestand darin,
den Migranten Unterstützung in Fragen des täglichen Lebens zu geben und sie ge­
genüber der Verwaltung politisch zu vertreten. Die Koordinierungskreise setzten sich
aus Vertretern von gesellschaftlichen Organisationen (Kirchen, Verbände, Parteien,
Gewerkschaften) und Einrichtungen in der Kommune (Stadtverwaltung, Arbeitsamt)
zusammen. Die Mitglieder der Koordinierungskreise wurden von den jeweiligen
Institutionen ernannt. Die Koordinierungskreise arbeiteten mit Vertretern von
Migrantenorganisationen auf kommunaler Ebene zusammen (vgl. hierzu etwa Zapf
1978, Breer 1982, Schmid-Eckardt 1983, Hoffmann 1986).7 
Ab Mitte der 1980er Jahre wurden die Koordinierungskreise teilweise durch Auslän­
derbeiräte ersetzt. Die Einrichtung der Ausländerbeiräte war eine Reaktion auf die
längerfristige Ansiedlung der ausländischen „Gastarbeiter“ in der Bundesrepublik
Deutschland. Sie sollten die soziale, politische und rechtliche Integration der Aus­
länder in der Kommune begleiten, indem sie sich mit allen Fragen in der Kommune
auseinandersetzten, die die Belange der ausländischen Bevölkerung betrafen. Damit
sollten die in Deutschland lebenden Migranten Einfluss auf den Entscheidungspro­
zess in der Kommune bekommen. Wahlberechtigt (aktiv und passiv) waren in der
Regel alle Ausländer, die schon mehr als drei Monate in einer Kommune leben, so­
wie eingebürgerte Migranten. Die Ausländerbeiräte können als eine erste Form der
politischen Beteiligung von Migranten auf kommunaler Ebene betrachtet werden.
Jedoch hatten die Ausländerbeiräte lediglich eine beratende Funktion. Ein Mitent­
scheidungsrecht besaßen die Ausländerbeiräte in der Regel nicht. Lediglich in eini­
7 Siehe dazu auch Schmid-Eckardt 1985, Even 1985, Hoffmann 1987, 1997 und 1998.
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gen Kommunen bestand ein Rederecht für die Vorsitzenden der Ausländerbeiräte
(vgl. Enders 2004).
In der Forschung galten Ausländerbeiräte lange Zeit als zentrale Instanz der politi­
schen Partizipation der Migranten in Deutschland (vgl. Hoffmann/Even 1985a, Hof­
mann 1989 sowie Kilicgedik 2001).8 Damit sollte die Wahrnehmung der Migranten
als eine eigenständige Gruppe in der bundesdeutschen Gesellschaft gefördert und
ihre Akzeptanz in der Bevölkerung erhöht werden (vgl. hierzu etwa Wichmann 1989
und Wagner 2000). Den Migranten wurden Ressourcen zur Verfügung gestellt, wie
z.B. Räumlichkeiten und finanzielle Mittel. Durch die Zusammenarbeit der Mitglie­
der der Ausländerbeiräte mit den politischen Parteien und den Mitgliedern des Rats 
wurden viele Migranten an den politischen Prozess in der Bundesrepublik Deutsch­
land herangeführt (vgl. u.a. Landesarbeitsgemeinschaft der Ausländerbeiräte NRW
1998 sowie Landesausländerbeirat Hessen 2002).
Die Forschung über die politische Partizipation von Migranten hat sich lange Zeit auf
die beschriebenen Koordinierungskreise und Ausländerbeiräte konzentriert. Die Ein­
richtung von Ausländerbeiräten auf lokaler Ebene wurde dabei als ein erster positiver
Schritt hin zur vollen politischen Partizipation von Migranten in der Bundesrepublik
Deutschland verstanden. Doch gleichzeitig wurde schon früh von der Forschung in
Frage gestellt, ob die Ausländerbeiräte tatsächlich eine Antwort auf die Forderungen
der Migranten im Hinblick auf die volle politische Partizipation in Deutschland sein
können bzw. ob die Ausländerbeiräte wirklich ein Mittel der politischen Partizipation
sind. Die Gründe hierfür sind vielfältig. Zum einen wurde und wird bis heute bemän­
gelt, dass die Beiräte nur ein Beratungsrecht und kein Stimmrecht haben (vgl. Even
1985, Emmel 1991 und Ottersbach 2005).9 Dies wird als ein Indiz dafür verstanden,
dass die Migranten eigentlich von Entscheidungen in der Kommunalverwaltung aus­
geschlossen werden. Hier wurde oftmals auf andere EU-Staaten verwiesen, wo die
Vertretungen der Migranten auf kommunaler Ebene über deutlich mehr Kompeten­
zen und mehr Ressourcen verfügen (insbesondere in den skandinavischen Ländern
und in den Niederlanden). Dadurch sind sie besser in die kommunalen politischen
Strukturen integriert und werden stärker als Partner wahrgenommen (vgl. Sen/Jahn
8 Siehe auch Apel 1991, FOKUS 1994 und Deutscher Städtetag 1997.
9  Siehe auch Lubinski 1994, Hoffmann 2002, Kabis 2002 sowie Plackert 2004. 
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1985, Thränhardt 1985, Koopmans 2004). In Fragen der Mitentscheidungskompeten­
zen, Einbezug in Planungsprozesse, Stärkung der Wahrnehmung könne man von
diesen Ländern lernen bzw. von ihrer Erfahrung profitieren. Die fehlende Mitent­
scheidungskompetenz wird auch als Grund dafür gesehen, dass die Ausländerbeiräte
über eine geringe Akzeptanz unter den Migranten selbst verfügen und von der
Kommunalverwaltung wenig eingebunden werden. Hoffmann zeigte z.B. in einer
Studie aus dem Jahr 1986, dass die Ausländerbeiräte von den politischen Entschei­
dungsträgern in den Kommunen wenig ernst genommen wurden und nur eine „Alibi­
funktion“ hätten, eine Alibifunktion in dem Sinne, dass zwar pro forma Ausländer an
dem Entscheidungsprozess teilnehmen würden, faktisch ihre Meinung aber kaum 
eine Rolle spiele.
Auch die geringe Wahlbeteiligung und der intransparente Wahlvorgang zu den Aus­
länderbeiräten werden in vielen Forschungsarbeiten heftig kritisiert (vgl. Wichmann
1989, Lubinski 1994, Shajanian 2001 und Ottersbach 2003). In einigen Kommunen
liegt die Wahlbeteiligung unter 20 Prozent – und das über Jahrzehnte hinweg. Als
Gründe für die geringe Wahlbeteiligung werden auch hier die mangelnde Legitimität
der Ausländerbeiräte und ihre geringen Einflussmöglichkeiten genannt. Hinzu
kommt, dass die Verankerung der Beiräte im Bewusstsein der Migranten gering ist.
Hinzu kommen Sprachbarrieren und Kompetenzdefizite bei den Mitgliedern der Bei­
räte. So zeigte die Studie von Hoffmann (1986), die auf Meinungsumfragen und Ex­
perteninterviews beruhte, dass die Mitglieder der Beiräte kaum über professionelle
politische Erfahrung verfügten und kaum personelle Netzwerke zu den etablierten
Parteien und Fraktionen auf kommunaler Ebene hatten. Kritisiert wurde auch, dass 
die Kandidaten über zu geringe Ressourcen verfügten, um z.B. effektive Wahlkämp­
fe zu den Ausländerbeiräten zu führen.10 
Als eine der wichtigsten Maßnahmen zur Erhöhung der Effektivität der Ausländer­
beiräte wird daher oftmals die Stärkung der Ressourcen der Beiräte genannt. Dies
fordert etwa die Studie der Landesarbeitsgemeinschaft der Ausländerbeiräte Nord­
10 Als ein weiterer Grund für die geringe Wahlbeteiligung der Migranten an den Ausländerbeirats­
wahlen wird das insgesamt geringe Interesse der EU-Bürger an den Ausländerbeiratswahlen er­
wähnt. Diese verfügen seit Mitte der 1990er Jahre über das Kommunalwahlrecht, auf das im
nächsten Kapitel eingegangen wird. Demzufolge nehmen weniger EU-Bürger an den Ausländer­
beiratswahlen teil bzw. hat ihre Wahlbeteiligung abgenommen (vgl. Shajanian 2001).
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rhein-Westfalen (1998).11 Die Studie betont zwar einerseits die wichtige Rolle von
Ausländerbeiräten bei der Beratung der Kommunen, insbesondere bei Fragen, die
Migranten betreffen. Allerdings sagten die befragten Ausländerbeiräte selbst, dass sie
über zu wenige Ressourcen verfügten, um sich öffentlichkeitswirksam in die Arbeit
der Kommunalverwaltungen einzubringen. Dabei zeige die von der LAGA durchge­
führte Umfrage, dass wenn sich die Mitglieder der Ausländerbeiräte, vor allem die
Vorsitzenden der Ausländerbeiräte, für die Belange der Migranten einsetzten, sie
auch in die Arbeit der Kommunen beratend eingebunden würden. Die Forderung
nach mehr Einfluss und einer besseren Ressourcenausstattung wird mit der Forde­
rung nach landesweiten Zusammenschlüssen von Ausländerbeiräten verbunden.
Durch die Schaffung landesweiter Vertretungen der Ausländerbeiräte würden die
politischen Forderungen der Migranten besser gebündelt und ihre Interessen besser
vertreten werden können. Ausländerbeiräte sollten dadurch besser eine „Sprachrohr­
funktion“ für Migranten ausüben können (vgl. auch Gün 1994, Keltek 2002 und
2006 sowie Obberbecke 2002).12 
Diesen Forderungen ist man ab Mitte der 1990er Jahre teilweise nachgekommen,
indem man zumindest in einigen Bundesländern landesweite Vertretungen von Aus­
länderbeiräten gegründet hat (z.B. die LAGA in NRW und Hessen). Diese Landes­
vertretungen verfügen tatsächlich über größere Ressourcen und professionellere
Strukturen. Die Mitgliedschaften bei diesen überregionalen Vertretungen sind frei­
willig. Der Großteil der Ausländerbeiräte ist aber Mitglied der jeweiligen Landesver­
tretung (vgl. Landesarbeitsgemeinschaft der Ausländerbeiräte Nordrhein-Westfalen
1998). Bisher wurde jedoch wenig Forschung über die tatsächliche Arbeit und die
Akzeptanz der landesweiten Vertretungen der Ausländerbeiräte betrieben.
11 In dieser Studie wurden alle 140 Ausländerbeiräte in NRW schriftlich befragt (es wurden die je­
weiligen Vorsitzenden angeschrieben – sowohl LAGA Mitglieder als auch Nicht-Mitglieder). Die
Fragen drehten sich um die Organisation und Arbeitsweise sowie die bisherigen Arbeitsschwer­
punkte der Ausländerbeiräte in Nordrhein-Westfalen. Durchgeführt wurden die Befragungen durch
die Forschungsgruppe FOKUS. Auf der Basis der schriftlichen Erhebungen wurde eine qualitative
Untersuchung in vier ausgewählten kreisfreien und kreisangehörigen Städten durch einen LAGA-
Referenten durchgeführt. Dabei wurden Intensivgespräche mit Beiratsmitgliedern, Ratsmitglie­
dern, Mitarbeitern der Verwaltung, Journalisten und anderen wichtigen Multiplikatoren durchge­
führt, um ein „möglichst differenziertes Bild über Funktion, Stellenwert und mögliche Probleme
der jeweiligen Ausländerbeiräte zu erhalten.“
12 Weitere Arbeiten dazu sind auch FOKUS 1994 und Öner 1994.
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Seit den 2000er Jahren wurden viele Ausländerbeiräte zudem in sog. Integrationsräte
umgestaltet. Diese Integrationsräte verfügen nun auch über einige Entscheidungs­
kompetenzen. So darf beispielweise der Integrationsrat in Siegen Finanzfragen der
Kommune mitentscheiden und ist auch in anderen Bereichen deutlich stärker in die
Kommunalverwaltung eingebunden als früher (vgl. etwa Baringhorst 2005 und
Ditsch 2005, Keltek 2006). In diesem Zusammenhang wird auch beschrieben, wie
Ausländerbeiräte versuchen auf integrationspolitische Entscheidungen Einfluss zu
nehmen, etwa durch die Durchführung von Einbürgerungs- und Bildungskampagnen
(vgl. Ditsch 2005). Auch der Einsatz der Beiräte für die sozialen Belange der
Migranten wird mehr und mehr gewürdigt. So zeigt die Studie von Enders (2005),
dass Migranten durch die Arbeit der Ausländerbeiräte einen besseren Zugang zu
Ressourcen in der Kommune (z.B. Sozialwohnungen) erhalten. Auch wird aufge­
zeigt, wie durch die Arbeit der Ausländerbeiräte der interkulturelle Austausch und
das friedliche Zusammenleben in der Kommune gefördert wird (z.B. durch die Aus­
richtung von Stadtfesten).
Auch im Hinblick auf das Wahlverfahren werden neuerdings positive Effekte stärker
herausgestellt. So wird von der Forschung vermehrt beobachtet, dass beim Aufstellen
der Listen für die Ausländerbeiratswahlen politische Parteien ihnen politisch nahe
stehende Migranten aufstellen, womit die Integration der Kandidaten mit Migrati­
onshintergrund in die politischen Parteien gefördert wird. Shajanian (2001) hat dies 
z.B. am Fall der hessischen Kommunalwahlen 1997 untersucht. Hierzu führte sie
eine telefonische Befragung mit 32 Kandidaten mit Migrationshintergrund durch.13 
Dabei wurden die Befragten zu ihrem Wahlkampf bei den hessischen Kommunal­
wahlen befragt. Die Integration in die Parteien bewerteten die meisten Kandidaten
als positiv. Nur wenige beklagten sich über eine geringe Akzeptanz durch Partei­
freunde. Insgesamt war die Zahl der Kandidaten mit einem Migrationshintergrund in
Frankfurt am Main, Gießen und Darmstadt, gemessen an der Anzahl der Menschen
mit Migrationshintergrund in den drei Städten, allerdings gering. Zudem lag die
Wahlbeteiligung der Menschen mit Migrationshintergrund (EU-Ausländer durften
13 Die Interviewten stammen alle aus Frankfurt am Main, Darmstadt und Gießen. Von den insgesamt
angetretenen 32 Kandidaten mit Migrationshintergrund wurden neun in den Frankfurter Stadtrat
(der Frankfurter Stadtrat hat insgesamt 93 Sitze), ein Kandidat in den Darmstädter Stadtrat (insge­
samt 66 Sitze) und ein Kandidat in den Gießener Stadtrat (insgesamt 54 Sitze) gewählt. Die Be­
fragten haben auch in ihren Muttersprachen Wahlkampf betrieben. Im Wahlkampf wurden Famili­
enmitglieder, Freunde und Verwandte eingesetzt, die die Kandidaten unterstützt haben.
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zum ersten Mal mitwählen) deutlich unter der der Menschen ohne Migrationshin­
tergrund.
Die Ausländerbeiräte werden damit zum Teil als eine wichtige Stufe auf der politi­
schen Karriereleiter für Politiker mit Migrationshintergrund gesehen. Durch die Ar­
beit in den Beiräten und durch den Kontakt zu Kommunalvertretungen und Parteien
können die Mitglieder der Beiräte politische Fertigkeiten erwerben, die dann für Kar­
rieren in politischen Parteien bedeutend sind (vgl. hierzu etwa Gün 1994 sowie Mül­
ler 2007).14 Bisher gibt es aber nur wenige Studien, die sich mit dieser Frage ausein­
andersetzen und das Potential der Beiräte für die Rekrutierung und die Förderung
von politischem Nachwuchs für die Parteien untersuchen. Zudem wurde bisher kaum
untersucht, inwieweit die gewählten Vertreter in den Stadträten und die Mitglieder
der Beiräte tatsächlich zusammenarbeiten und ob sich hieraus Karrierewege gerade
für Nachwuchspolitiker mit Migrationshintergrund ergeben. Auch der Einfluss der
Migrantenselbstorganisationen auf die Beiräte (Wahlen, Arbeit) wurde in der For­
schung nur wenig untersucht (Ausnahmen stellen Breitenbach 1986 und Fijalkowski
2004 dar). Inwieweit nehmen Migrantenselbstorganisationen Einfluss auf die Kandi­
datenaufstellung für die Beiratswahlen? Welchen Einfluss haben sie auf die Mei­
nungsbildung der Wähler? Hat dies Einfluss auf die Arbeit der Beiräte, politische
Entscheidungen in der Kommune zu beeinflussen? All diese Fragen sind bisher noch
kaum untersucht worden.
Im Hinblick auf die angewendeten Methoden ist zu beobachten, dass die Studien zur
politischen Einflussnahme durch die Ausländerbeiräte und -vertretungen in der Regel
als Einzelfallstudien auf kommunaler Ebene konzipiert werden. Dabei konzentrieren
sich die meisten Studien auf einige wenige Bundesländer (z.B. NRW, Berlin, Hes­
sen, Bremen). Landes- oder bundesweite Untersuchungen bzw. Untersuchungen, die
auf Generalisierungen der einzelnen Ergebnisse der Fallstudien abzielen, gibt es 
kaum. Bei den Einzelfallstudien handelt es sich meist um qualitative Studien, die in
Form von Interviews mit Funktionsträgern in den Ausländerbeiräten und Kommunen
(Expertenbefragungen) durchgeführt wurden. Zusätzlich sind in der Forschung über
Koordinierungskreise und Ausländerbeiräte juristische Analysen der Kommunalver­
fassungen und der geltenden Rechtssprechung weit verbreitet. Viel seltener sind
14 Siehe auch Kersting 1997, Kabis 2002 sowie Winkel 2007.
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quantitative Studien zur kommunalen Wahlbeteiligung vorzufinden (vgl. Landesar­
beitsgemeinschaft der Ausländerbeiräte Nordrhein-Westfalen 1998, vgl. hierzu auch
das folgende Unterkapitel). Hinzuzufügen ist, dass bisher wenige vergleichende Stu­
dien existieren. Die Arbeit von Berger und Koopmans (Vergleich Amsterdam und
Berlin) bildet hier eine Ausnahme (vgl. Berger/Koopmans 2004, worauf weiter unten
noch näher eingegangen wird).
Zum Schluss muss allerdings darauf hingewiesen werden, dass das Interesse der For­
schung an den Beiräten in den letzten Jahren etwas nachgelassen hat. Gründe hierfür
sind einerseits die nicht vorhandenen bzw. (bei den Integrationsräten) die geringen
Mitentscheidungskompetenzen und anderseits die Tatsache, dass mit dem Maastrich­
ter Vertrag von 1992 festgelegt wurde, dass Bürger der EU-Mitgliedsstaaten aktiv
und passiv an den Kommunalwahlen ihres Aufenthaltslandes in der EU teilnehmen
dürfen. Seitdem hat auch das Interesse der EU-Bürger an den Beiratswahlen und an
der Arbeit der Beiräte weiter nachgelassen.
2.2 Individuelle Partizipationsformen (Kommunales Ausländerwahlrecht)
Neben der Diskussion um Ausländerbeiräte gab es schon früh Diskussionen darüber,
ob sich die Partizipation von Migranten an kommunalpolitischen Entscheidungen
auch durch eine Ausweitung des Kommunalwahlrechts auf Ausländer erreichen lie­
ße. Das Kommunalwahlrecht für Ausländer wurde in den Studien deswegen sehr
stark thematisiert, weil, ähnlich wie beim Thema der Ausländerbeiräte, die Kommu­
ne als zentraler Ort der politischen Partizipation von Migranten angesehen wurde.
Viele politische Entscheidungen, die Migranten betreffen, würden in den Kommunen
gefällt (vgl. Thränhardt 1985, Bammel 1986, Bücking 1992, Decker/Ayanoglu
1998). Also forderten auch viele Wissenschaftler, dass Migranten, die mittlerweile
einen wichtigen Bevölkerungsteil vieler Kommunen ausmachten, durch das Kom­
munalwahlrecht Mitentscheidungsrechte in Fragen der Kommunalpolitik bekommen
sollten. Diese Aussage trug der Erkenntnis (der politischen Ökonomie) Rechnung,
dass politische Entscheidungsträger und die Institutionen in der Kommune die
Migranten und ihre Belange nur wahrnehmen würden, wenn sie auch einen Einfluss 
auf den Wahlausgang haben (z.B. Thränhardt 1985). Demzufolge wurde das Kom­
munalwahlrecht als ein erster Schritt auf dem Weg zu einer vollen politischen Parti­
   16Kommunale Partizipationsformen
         
           
           
           
     
 
        
          
           
           
          
        
        
            
       
           
            
         
       
          
        
            
      
           
     
      
         
        
        
         
         
                                                 
             
          
            
  
zipation von Migranten gesehen. Dem Kommunalwahlrecht für Ausländer sollte das
Wahlrecht auf Landes- und dann auf Bundesebene folgen (vgl. Thränhardt 1985).
Diese Vorschläge wurden lange Zeit kontrovers in der Forschung diskutiert (vgl.
etwa Behrend 1973, Becker 1980, Dill 1999, Cyrus 2005 und 2008, Cyrus/Vogel
2007 sowie Böcker/Thränhardt 200315).
Die Entscheidung des Maastrichter Vertrages von 1992, EU-Bürgern in ihren Auf­
enthaltsländern in der EU das Kommunalwahlrecht zu gewähren, fachte die Debatte
weiter an. In der Bundesrepublik Deutschland durften EU-Ausländer im Jahr 1994
zum ersten Mal aktiv und passiv an Kommunalwahlen teilnehmen. Da Migranten aus
Drittstaaten (z.B. der Türkei) aber weiterhin davon ausgeschlossen bleiben, sprechen
viele Forscher weiterhin von einem „Demokratiedefizit“ in Deutschland, was den
politischen Einbezug von Migranten betrifft (vgl. etwa Leutheuser-Schnarrenberger
2001, Meyer 2001 sowie Haug 2003). Es wird kritisiert, dass ein Großteil der
Migranten, der nicht die Staatsangehörigkeit Deutschlands oder eines anderen EU-
Staates besitzt, aber schon in der zweiten oder dritten Generation in der Bundesrepu­
blik Deutschland lebt (und ein wichtiger Steuerzahler ist), nach wie vor weitgehend
von der politischen Partizipation ausgeschlossen bleibt. Dies kritisiert z.B. Schulte
(2009) als Missachtung des „Menschenrechts“ auf politische Partizipation und Mit­
entscheidung im Aufenthaltsland. Er argumentiert, dass nach Art. 21 Abs. 1 der All­
gemeinen Erklärung der Menschenrechte eigentlich jedem Menschen das Recht ga­
rantiert werden müsste, aktiv, in direkter oder indirekter Form, an der politischen
Willensbildung seines Landes teilzunehmen und politische Entscheidungen zu beein­
flussen. Demnach sollten auch länger im Land lebende Migranten, die nicht die
Staatsangehörigkeit des Aufnahmelandes besitzen, gleichberechtigt in die demokrati­
schen Willenbildungsprozesse einbezogen werden. Auch wenn dies verfassungstech­
nisch zulässig sei, ist es jedoch unter demokratietheoretischen Gesichtspunkten als 
Ausschluss und Entmündigung zu klassifizieren. Das Dilemma könne nur gelöst
werden, wenn das Kommunalwahlrecht nicht von der Staatszugehörigkeit zu einem 
EU-Staat, sondern von der Aufenthaltsdauer in Deutschland abhängig gemacht wür­
de. Zudem plädiert Schulte, den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit zu er­
15 Siehe auch Sasse 1974, Kevenhörster 1976, Rittstieg 1981, Sievering/Dzink 1981, Thränhardt
1981, Breer 1982, Keskien/Küster 1984, Hoffmann 1985, Hoffmann/Even 1985, Birkenheier
1986, Niedermeyer-Kraus 1985, Sieveking 1989, Bücking 1992, Weigl 1992, Borley 1999 und
Assemenios 2001.
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leichtern und die doppelte Staatsangehörigkeit flexibler als bisher zu gestalten. Nur
so können politische Gleichstellung und volle politische Partizipationsmöglichkeiten
von Migranten ermöglicht werden.
In der Literatur wird ferner kritisiert, dass die Diskriminierung von EU- und Nicht­
EU-Bürgern bei der Vergabe des Kommunalwahlrechts zu Problemen zwischen den
Migranten selbst führen kann. So kann die unterschiedliche Behandlung der Migran­
ten zu Unzufriedenheit und teilweise auch zu einer Abkehr von der Politik in
Deutschland und Hinwendung zum Heimatland führen (vgl. Sen/Karakasoglu 1996,
Assemenios 2001 und Kasdanatassi 2001, Roderich 2009). Dies sei insofern proble­
matisch, als dass das Interesse an der Kommunalpolitik unter den ausgeschlossenen
Gruppen eigentlich höher ist als bei EU-Bürgern (vgl. Weidacher 2000 und Keskin
2005). Diese Annahme bestätigten Studien, die sich mit dem Wahlverhalten und der
Wahlbeteiligung von EU-Ausländern an den deutschen Kommunalwahlen beschäf­
tigt haben. So kommt z.B. eine Studie zu Kommunalwahlen in Hessen (vgl. Shajani­
an 2001) zu dem Ergebnis, dass die Beteiligung der EU-Bürger an den Kommunal­
wahlen äußerst schwach ist. Zudem wird konstatiert, dass die Parteien nur wenige
Kandidaten mit Migrationshintergrund auf ihren Wahllisten aufgestellt haben und
auch insgesamt wenige Migranten in die Stadträte gewählt werden. Dies wird damit
erklärt, dass die EU-Bürger, wie bereits erwähnt, eher wenig Interesse an der Kom­
munalpolitik zeigen. Hierfür wird eine Vielzahl von Gründen angeführt. So wird z.B.
argumentiert, dass Sprachprobleme dafür verantwortlich seien (vgl. Shajanian 2001).
Die Ausweitung des Kommunalwahlrechts auf alle Migranten ist daher nach wie vor
ein wichtiges Thema der Forschung (vgl. Hoffmann 1992, Grüll 1993, Reißlandt
2007 sowie Hadeed 200516).17 
16 Siehe auch Heckmann 1997, Decker/Ayanoglu 1998, Haug 2003, Plümper 2003, Wiedemann
2006.
17 In der Forschung wurde zudem debattiert, wie Parteien und Gewerkschaften zum Wahlrecht für
Ausländer stehen. Hierbei konnte beobachtet werden, dass die Gewerkschaften und Parteien links
der Mitte Interesse haben, dass das Wahlrecht für Migranten eingeführt wird, jedoch wird gesagt,
dass dies auf der Diskussionsebene bleibt und bisher nicht energisch eingefordert wurde. Die Dis­
kussion über die Vergabe des Kommunalwahlrechts an alle in Deutschland lebenden Migranten
(geknüpft an Bedingungen wie z.B. bestimmte Aufenthaltsdauer in Deutschland) flammt bis heute
in regelmäßigen Abständen immer wieder auf.
     
 
      
    
 
           
          
          
         
       
          
           
         
        
          
          
           
           
          
          
         
           
          
           
            
           
            
           
  
 
                                                 
                
           
           
              
 
3. Überregionale und bundesweite Partizipationsformen
3.1 Individuelle Partizipationsformen (Einbürgerung und Wahlrecht, Wahlver­
halten und politische Einstellungen)
Von der Diskussion über die kommunale Wahlbeteiligung ausgehend setzte sich in
der Forschung die Erkenntnis durch, dass die volle politische Partizipation nur über
die Erlangung der vollen Staatsbürgerrechte erfolgen kann. Einbürgerung kann als
der Königsweg zur vollwertigen politischen Partizipation von Migranten angesehen
werden. Durch die Reform des Staatsangehörigkeitsrechts im Jahre 2000 wurde ein
wichtiger Schritt in diese Richtung getan, indem die Aufenthaltsdauer für die Bean­
tragung der Einbürgerung von 15 Jahren auf acht Jahre verkürzt und das Abstam­
mungsprinzip um das Geburtsprinzip erweitert wurde. Damit ist die Politik den (ve­
hementen) Forderungen der Forschung nachgekommen. Deutschland schließt damit
zu anderen europäischen Ländern auf, die schon früher ihre Einbürgerungsregeln
liberalisiert hatten (z.B. die skandinavischen Länder) und Migranten damit schon
sehr viel früher Mitentscheidungsrechte in der Politik gegeben hatten (vgl. Sen/Jahn
1985, Bammel 1986, D’Amato 2001 sowie Bauer 2007). Es wurde von der For­
schung schon früh betont, dass durch die Einbürgerung nicht nur das einfache Ab­
stimmungsrecht vergeben wird, sondern, wie oben schon einmal angesprochen, sich
das Kalkül der politischen Handelnden gegenüber Migranten verändert (vgl. z.B.
Thränhardt 1985). Migranten werden durch die Einbürgerung zu Wählern, die dann
von den Parteien und anderen politischen Institutionen ernster genommen werden
müssen, weil sie nun über ein Mittel (Stimmen) verfügen, politische Entscheidungen
oder Äußerungen zu sanktionieren (etwa durch die Vergabe der Stimme für eine an­
dere Partei). Mit der Zunahme an Einbürgerungen können Migranten immer weniger
von den Parteien ignoriert werden (vgl. hierzu Cinar 1997, Davy 1999, Storz/Wilmes
2005 und 2009, Wunderlich 2005, Wüst 2000 und 2003, Assimenios/Shajanian 2001,
Tietze 200818).19 
18  Weitere Arbeiten sind Da Fonseca 2006a und 2006b, Büttner/Meyer 2001, Dornis 2002, Garcia 
2004, Klinger 2001, Thränhardt 1998 und 2008. 
19 Shajanian (2001) betont in ihrer Studie einen weiteren positiven Effekt der Einbürgerung auf die
politische Partizipation von Migranten. Die Verleihung der Staatsangehörigkeit führe zu einer stär­
keren Identifikation der Migranten mit dem politischen System der Bundesrepublik Deutschland.
In der Einbürgerung sieht sie daher ein zentrales Mittel für eine höhere Politikbeteiligung von
Migranten.
     19Überregionale und bundesweite Partizipationsformen
         
       
         
           
           
        
         
         
         
       
          
      
          
          
           
            
       
         
          
        
          
         
     
         
           
        
      
  
                                                 
                
         
           
           
            
        
             
         
           
Mit steigenden Einbürgerungszahlen ist in der Forschung auch das Interesse am 
Wahlverhalten eingebürgerter Migranten gewachsen. Bemerkenswert ist, dass die
Wahlforschung zu Migranten mittlerweile in den Mainstream der deutschen Wahl­
forschung Eingang gefunden hat. Eine Pionierfunktion hatte hier die Arbeit von And­
reas Wüst (2002) zur Frage „Wie wählen Neubürger in Deutschland?“. Die Studie
basiert auf in ganz Deutschland durchgeführten Telefoninterviews mit Neubürgern
und insbesondere auf einer Face-to-Face-Befragung in Heidelberg. Dabei wurde
deutlich, dass der Migrationshintergrund eine große Rolle bei der Erklärung des 
Wahlverhaltens von Neubürgern spielt. So konnte eine deutliche Polarisierung der
Parteipräferenz von verschiedenen Migrantengruppen festgestellt werden. Während
die Mehrheit der Eingebürgerten aus der ehemaligen Sowjetunion, aus Polen und
Rumänien sich rechts der Mitte des Parteiensystems einordnet (Rumäniendeutsche
noch stärker als die anderen beiden Gruppen), bevorzugt die Mehrheit der türkisch­
stämmigen Eingebürgerten eher Parteien, die links der Mitte angesiedelt sind. Nach
Ansicht von Wüst spiegele dies zum einen die gängigen policies der Parteien wider:
Die CDU fördere die Aussiedler und die SPD eine bessere Integration der ausländi­
schen Arbeitnehmer. Das unterschiedliche Wahlverhalten kann zum anderen aber
auch an religiösen Konfliktlinien, sogenannte cleavages, in der Gesellschaft festge­
macht werden. Demnach ist bei Wählern mit Migrationshintergrund die Konfession
ein langfristig wirksamer Faktor, was die Ablehnung muslimischer Wähler gegen­
über der CDU/CSU erklären würde. Deutlich wurde auch, dass die Wahlbeteiligung
unter eingebürgerten Migranten etwas unter der gebürtiger Deutscher liegt. Mit stei­
gendem Integrationsgrad nimmt der Einfluss des Migrationshintergrundes auf die
politischen Einstellungen allerdings deutlich ab, ohne ganz zu verschwinden. Je wei­
ter die Einbürgerung zurückliegt, desto geringer ist der direkte Einfluss auf die
Wahlentscheidung. Mit höherem Integrationsgrad treten auch die direkten Einflüsse
des Migrationshintergrundes auf parteipolitische Einstellungen der Neubürger mit
Migrationshintergrund zurück.20 
20 Interessant ist auch, dass die Grünen ihre Wählerschaft vor allem unter jungen und hoch gebilde­
ten Eingebürgerten rekrutieren. Türkischstämmige Eingebürgerte und Rumäniendeutsche sind im
Vergleich zu den Russlanddeutschen politisch interessierter und aktiver. Das Interesse an „Luxus­
themen“ post-industrieller Gesellschaften, wie zum Beispiel Umweltschutz, fehlt bei der Mehrheit
der Eingebürgerten. In Bezug auf die verschiedenen Politikbeteiligungen lässt sich erkennen, dass
konfrontative Partizipationsformen von allen Eingebürgerten eher abgelehnt werden. Eingebürger­
te aus der ehemaligen Sowjetunion äußern sich zudem seltener zu ihren politischen Einstellungen
als türkischstämmige Eingebürgerte, die auch häufiger von demonstrativen Partizipationsformen
Gebrauch machen. Alle Gruppen haben auch sogenannte „Tabuzonen“. Demnach halten sich Aus­
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Im Zuge dieser Forschungen ist seit Mitte der 2000er Jahre auch die Karrieren von
Politikern mit Migrationshintergrund in den Fokus der Wissenschaft gerückt. So un­
tersucht eine Studie von Wüst/Dominic (2009) die politische Repräsentation von
Migranten in den deutschen Parlamenten. Hierfür wird eine Analyse der Abgeordne­
ten im Hinblick auf ihre Migrationsgeschichte durchgeführt (in Form einer Befra­
gung und Analyse der Lebensläufe). Das Ergebnis verdeutlicht, dass die Zahl der
Abgeordneten mit Migrationshintergrund auf allen politischen Ebenen in den letzten
Jahren deutlich angestiegen ist. Besonders stark war der Zuwachs bei den Parteien
links der Mitte (SPD, Grüne und Die Linke). Bei den konservativen bzw. bürgerli­
chen Parteien ist dagegen die Zahl von Mandatsträgern mit Migrationshintergrund
noch gering. In Bezug auf die Arbeitsschwerpunkte ließ sich feststellen, dass sich die
Abgeordneten mit Migrationshintergrund verstärkt migrationspolitischen Themen
widmen. Gleiches gilt aber auch für Abgeordnete ohne Migrationshintergrund, die
aus Wahlkreisen mit hohen Migrantenanteilen stammen. Die Autoren gehen davon
aus, dass die Bedeutung von Migranten für die Politik in Zukunft weiter zunehmen
wird und Migranten auch innerhalb der Parteien immer mehr an Bedeutung gewin­
nen werden. Die steigende Anzahl der Eingebürgerten macht Migranten zu einer
Wählerschicht, um deren Gunst die Parteien sich in Zukunft stärker bemühen werden
bzw. müssen (vgl. Wüst/Dominic 2009, auch Da Fonseca 2006a und 2006b, Cy­
rus/Vogel 2007).
Ähnlich gelagert wie die Wahlforschung sind ebenfalls neuere Untersuchungen zu
den politischen Einstellungen und Orientierungen von Migranten. Die zentralen
Fragstellungen der Studien in diesem Bereich lauten: Was bedingt das politische In­
teresse von Migranten? Wie bilden sich politische Einstellungen heraus? Nehmen
Menschen mit Migrationshintergrund weniger am politischen Willensbildungspro­
zess teil als Menschen ohne Migrationshintergrund? Und falls dies der Fall ist, wa­
rum? Für die Beantwortung dieser Fragen werden verstärkt quantitative Untersu­
chungsverfahren, z.B. anhand von Befragungen von verschiedenen Gruppen, durch­
geführt (vgl. hierzu etwa Weidacher 2000, Heß-Meining 2000, Halm/Sauer 2007
siedler von Parteien links der SPD fern und türkischstämmige Eingebürgerte lehnen Partien rechts
von der CDU ab.
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sowie Sökefeld 200821). Dabei bilden Bevölkerungsgruppen ohne Migrationshin­
tergrund zumeist die Kontrollgruppe (vgl. hierzu Weidacher 2000, Heß-Meining
2000 sowie Haug/Diehl 2005).
Im Zentrum der meisten Studien, die sich mit den politischen Einstellungen der
Migranten befassen, stehen Jugendliche mit Migrationshintergrund (vgl. z.B.
Schmidt 2000, Glatzer/Krätschmer-Hahn 2004, Meng 2004 und Haug/Diehl 200522).
Dabei wird untersucht, inwiefern der Migrationshintergrund entscheidend für politi­
sches Interesse und Partizipationsbereitschaft ist. Es wird allgemein festgestellt, dass
sowohl der soziale Hintergrund als auch der Bildungshintergrund für die Art und den
Grad der politischen Partizipation von Jugendlichen bedeutsam sind. Hierfür ist die
Studie von Weidacher et al. (2000) über die politische Partizipation von Jugendli­
chen mit und ohne Migrationshintergrund einschlägig. Hierbei wird u.a. deutlich,
dass unterschiedliche Migrantengruppen ein unterschiedliches Muster der politischen
Partizipation und des politischen Interesses zeigen. So zeigen Migranten aus Mit­
gliedstaaten der Europäischen Union tendenziell weniger Interesse an politischen
Themen in Deutschland als sog. Drittstaatler. Dieser Befund hatte sich schon bei den
Analysen zum Kommunalwahlrecht für Ausländer gezeigt.
Bei den Untersuchungen wurde insbesondere deutlich, dass die Sozialisationserfah­
rungen der Jugendlichen mit Migrationshintergrund eine große Rolle bei der Ent­
wicklung ihrer politischen Einstellungen und Interessen sowie ihrer Bereitschaft zur
politischen Partizipation in der Aufnahmegesellschaft spielen. So lebt ein Großteil
der Jugendlichen unter sozial schwierigeren Verhältnissen und entwickelt dement­
sprechend ein geringeres Bewusstsein für politische Zusammenhänge, als dies bei
gleichaltrigen deutschen Jugendlichen der Fall ist. Diese Unterschiede zwischen den
politischen Orientierungen von Jugendlichen mit und ohne Migrationshintergrund
lösen sich aber bei Betrachtung sozioökonomischer Hintergrundvariablen, wie zum
Beispiel dem Einkommen der Eltern und deren Bildungsgrad, weitgehend auf. Ju­
gendliche aus Arbeiterfamilien, in denen die Eltern über eine geringe Bildung ver­
fügten, hätten generell ungünstigere Vorraussetzungen für die Entwicklung eines
ausgeprägten politischen Bewusstseins als Kinder von Eltern mit einem hohen Bil­
21  Siehe auch Schlumm 1984, Ergi 1999, Schmidt 2000, Mies-van Engelshoven 2001, Gold
berg/Halm/Sen 2004, Dünzelmann 2005, Gestring/Janssen/Polat 2006, Mannitz 2006. 
­
22 Siehe auch Weidacher 2000, Mies-van Engelshoven 2001, Schiffauer 2002 sowie Mannitz 2006
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dungsgrad. Auch spielten Sprachkenntnisse für die politische Partizipation und die
politische Bildung eine entscheidende Rolle. Bei Jugendlichen mit Migrationshin­
tergrund, die über eine höhere Bildung (mittlere Reife und höher) verfügen, gebe es 
aber kaum Unterschiede zu den politischen Einstellungen, Interessen und der Bereit­
schaft zur politischen Partizipation von Jugendlichen ohne Migrationshintergrund
mit einem ähnlichen Bildungshintergrund. Das Vertrauen in die politischen Instituti­
onen ist sowohl auf Seiten der Jugendlichen mit Migrationshintergrund als auch der
ohne Migrationshintergrund eher gering. Dies behindere eine politische Partizipation
beider Gruppen in ähnlichem Maße. Unterschiede gibt es aber zwischen den ver­
schiedenen Zuwanderungsgruppen. So haben Jugendliche aus Mitgliedsländern der
Europäischen Union im Vergleich zu Jugendlichen mit türkischen Wurzeln ein ge­
ringeres Interesse an politischer Partizipation und Wahlen (zum Beispiel Kommu­
nalwahlen). Zudem sind sie nicht in gleichem Maße an der Staatsangehörigkeit inte­
ressiert, wie dies bei den türkischen Jugendlichen der Fall ist. Erklärt wird dies mit
dem unterschiedlichen Rechtsstatus beider Gruppen. Die Tatsache, dass mit dem
neuen Staatsangehörigkeitsrecht seit 2000 ein Großteil der Jugendlichen mit Migrati­
onshintergrund einen rechtlichen Zugang zu den politischen Entscheidungsmecha­
nismen in Deutschland bekommen hat, bewerten die Autoren als positives Signal für
die politische Partizipation von jugendlichen Migranten in Deutschland.
In weiteren Studien wird auch auf die Unterschiede in der politischen Partizipation
und den politischen Einstellungen von verschiedenen Zuwanderungsgenerationen
und Altersgruppen eingegangen (vgl. z.B. Schmidt 2000, Heß-Meining 2000, Jonker
1999). Eines der Ergebnisse ist, dass sich die verschiedenen Gruppen deutlich in ih­
ren politischen Einstellungen und Orientierungen unterscheiden. Während sowohl
die älteren Generationen und Angehörige der ersten Zuwanderergeneration, die also
noch selbst zugewandert sind, sich noch stärker auf das Herkunftsland beziehen,
richtet sich das politische Interesse und Engagement der jüngeren Generation eher
auf Deutschland (vgl. Weidacher 2000, Schmidt 2000 sowie Meng 2004).
Insgesamt ist damit eine deutliche Veränderung in der wissenschaftlichen Beschäfti­
gung mit der politischen Partizipation von Migranten in der Bundesrepublik
Deutschland zu erkennen. Während in der Anfangszeit vor allem juristische Arbei­
ten, die die Vereinbarkeit der Vergabe des Wahlrechts an Migranten ohne deutsche
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Staatsangehörigkeit mit dem Grundgesetz und einzelner Landesverfassungen unter­
suchen, geht es heute viel mehr um pragmatische Wahlforschung, bei der Eingebür­
gerte eine Gruppe unter vielen anderen Wählergruppen darstellen. Dies kann als Zei­
chen der Normalisierung der Migrationsbeziehungen in der Bundesrepublik Deutsch­
land angesehen werden. Dominierten früher Arbeiten mit demokratietheoretischen
und staatsphilosophischen Ansätzen, die immer wieder die Problematik des viel zi­
tierten „Demokratiedefizits“ anmahnten, so setzt sich mit dem Beginn der Untersu­
chung des Wahlverhaltens der Migranten (vgl. z.B. Wüst) auch eine stärker quantita­
tive Ausrichtung bei der Untersuchung der politischen Partizipation von Migranten
durch. Im Mittelpunkt stehen klassische Befragungsmethoden (hier vor allem von
Neuwählern). Hinzu kommen qualitative Begleitinterviews vor allem von Mandats­
trägern mit Migrationshintergrund (vgl. Wüst/Dominic 2009). Trotz dieses Bedeu­
tungszuwachses werden Daten zum Wahlverhalten der Migranten noch nicht ausrei­
chend standardgemäß erfasst (z.B. politische Präferenzen von verschiedenen Migran­
tengruppen, etwa unterschiedliche Migrantengruppen aus Afrika). Das bestehende
Analysepotential der verschiedenen Datensätze (SOEP, MARPLAN-Untersuchun­
gen, Eurobarometer) im Hinblick auf die politische Partizipation scheint auch noch
nicht ausgeschöpft zu sein (vgl. hierzu Hunger 2001). So gibt es bis heute nur relativ
wenige Studien zum Wahlverhalten und der Parteipräferenz von Migranten.
Der Mangel an Forschung kann insbesondere für das Themengebiet der politischen
Einstellungen und Orientierungen von Migranten festgestellt werden. So sind sicher­
lich die wichtigen Studien zur politischen Partizipation von Jugendlichen mit Migra­
tionshintergrund positiv hervorzuheben. Dennoch wurden sehr wenige Studien zu
politischen Einstellungen von anderen Gruppen, wie zum Beispiel Frauen und Senio­
ren mit Migrationshintergrund, durchgeführt. Hier wäre es interessant, größere und
regelmäßige Studien durchzuführen, um ein besseres Verständnis darüber zu gewin­
nen, welche Faktoren die Formierung von politischen Einstellungen und den Grad
der politischen Partizipation von verschiedenen Migrantengruppen beeinflussen.
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3.2 Kollektive Partizipationsformen (die politische Rolle von Verbänden und
Vereinen)
Im politischen System der Bundesrepublik Deutschland nehmen Parteien eine he­
rausgehobene Stellung ein. Man könnte daher annehmen, dass die kollektive Partizi­
pation von Migranten insbesondere in Bezug auf Parteien in Deutschland diskutiert
und von der Forschung betrachtet worden wäre. Interessanterweise werden die Rolle
von Parteien für die politische Partizipation von Migranten und der Umgang der Par­
teien mit den Migranten relativ selten thematisiert oder zum Gegenstand einer einge­
henden Analyse gemacht. So existieren bisher kaum Arbeiten zu den einzelnen Gre­
mien und Arbeitsgruppen innerhalb der Parteien, die sich mit dem Thema ‚Migration
und Integration’ auseinandersetzen (z.B. das Deutsch-Türkische Forum in der CDU
oder die AG „Grüne Muslime“). Auch Fragen nach den Bedingungen und Konse­
quenzen für bzw. aus einer Gründung einer eigenen Migrantenpartei, wie es sie in
anderen Ländern gibt und auch in der Bundesrepublik Deutschland schon gab, wurde
kaum gestellt. Dies ist erstaunlich, da ja gerade Parteien einen so dominierenden
Stellenwert innerhalb des politischen Systems der Bundesrepublik Deutschland ein­
nehmen und die Neugründung einer Migrantenpartei einen großen Einfluss auf das 
Parteiensystem der Bundesrepublik Deutschland haben könnte (vgl. hierzu Hunger
2004).
Statt dessen dominieren Arbeiten, welche die Rolle von Migrantenselbstorganisatio­
nen, für die politische Beteiligung von Migranten untersuchen. Einige Autoren gehen
davon aus (z.B. Kasdanastassi 2001), dass sich viele Migrantenselbstorganisationen
gebildet haben, die sich um Einfluss auf politische Entscheidungen bemüht haben,
weil sie von anderen, „regulären“, politischen Entscheidungsprozessen in der Bun­
desrepublik Deutschland, etwa bei Wahlen, ausgeschlossen waren. Migranten hätten
sich daher schon früh in Selbstorganisationen und Vereinen organisiert, um sich poli­
tisch zu engagieren und auch Forderungen gegenüber dem Aufnahmeland geltend zu
machen. Als Paradebeispiel hierfür gelten die Elternvereine von spanischen Migran­
ten, die sich seit den 1970er Jahren intensiv für eine Veränderung in der Bildungspo­
litik in der Bundesrepublik Deutschland eingesetzt haben. Konkret haben sie sich
erfolgreich für die Abschaffung einer separaten Beschulung von in- und ausländi­
schen Kindern in deutschen Schulen eingesetzt (vgl. Riesgo 1999). Der Erfolg spani­
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scher Schüler im deutschen Schulsystem wird vor allem auf die bildungspolitischen
Aktivitäten der Elternvereine zurückgeführt. Migrantenselbstorganisationen werden
daher häufig als politische Sprachrohre ihrer Gruppen angesehen. Sie sind zumeist
nach nationalen oder ethnischen Zugehörigkeiten gruppiert und ihnen wird die Auf­
gabe zugeschrieben, die Interessen ihrer Mitglieder zu bündeln und sich für deren
Durchsetzung einzusetzen. Migrantenselbstorganisationen fungieren dabei einerseits
als Bindeglied zu den Institutionen des Aufnahmelandes, aber anderseits auch als
Bindeglied zum Herkunftsland (vgl. hierzu Breitenbach 1986, Fijalkowski/Gill­
meister 1997, Fijalkowski 1997, 2001, 2004, Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches 
Engagement 200823).
Gerade der Herkunftsbezug von Migrantenselbstorganisationen wurde allerdings in
der Forschung häufig kritisch angesehen. So wurde beobachtet, dass die Herkunfts­
länder gewichtigen Einfluss auf die politische Ausrichtung von Migrantenselbstorga­
nisationen ausübten. Teilweise wurden Migrantenselbstorganisationen als „Ableger“
von politischen Vereinen und Gruppierungen aus den Herkunftsländern gegründet.
Insbesondere der politische Einfluss von religiösen Organisationen aus der Türkei
auf die in Deutschland gegründeten Vereine wurde als sehr groß eingestuft (vgl. etwa
Hoffmann/Opperskalski/Solmaz 1981, Breitenbach 1986). Zudem konnte aufgezeigt
werden, dass sich viele türkische Organisationen in Deutschland entlang der Kon­
fliktlinien im Heimatland gebildet haben. Das Spektrum reichte von extrem rechten
(zum Beispiel Graue Wölfe) bis zu extrem linke Vereinen (zum Beispiel kommunis­
tische Gruppierungen). Aber auch ethnische (zum Beispiel kurdische) und religiöse
(zum Beispiel allevitische und sunnitische) Migrantenselbstorganisationen wurden
entlang der Spannungslinien im Herkunftsland gegründet (vgl. wiederum Hoff­
mann/Opperskalski/Somaz 1981, Breitenbach 1986, Cetinkaya 2000 oder auch Fijal­
kowski 2001). Einige Studien stellten fest, dass die politischen Verhältnisse im Hei­
matland sich im politischen Handeln der Migranten in Deutschland widerspiegelten.
So hing das Abstimmungsverhalten von Migranten in Deutschland (zum Beispiel bei
Ausländerbeiratswahlen) von ihren Zugehörigkeiten zu den politischen Gruppierun­
gen im Herkunftsland ab (vgl. Breitenbach 1986). Dies führte dazu, dass die Konflik­
te aus dem Heimatland nach Deutschland übertragen wurden (Thränhardt/Sezer
23 Siehe auch Assimenios 2001a und 2001 b, Hunger 2002, Circis/Dimitriou 2003, Arbeitsgemein­
schaft der Ausländerbeiräte Rheinland-Pfalz 2008.
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1983). Dies betraf nicht nur Migranten aus der Türkei (Rechte versus Linke, Kur­
denkonflikt), sondern auch andere Gruppen (etwa im Zusammenhang des Jugosla­
wienkonflikts).
Verschiedene Studien haben gezeigt (Breitenbach 1986, Oestergaard-Nielsen 2000a
und 2000b, 2001, 2003, 2005, Argun 200324), dass Migranten in Deutschland vor
allem durch die Konflikte in ihrem Herkunftsland politisiert wurden und sich somit
auch stärker für die Politik in ihren Herkunftsländern interessierten. Dies wurde als 
ein Hindernis für die Integration in Deutschland angesehen. Migrantenselbstorgani­
sationen galten daher in den Augen vieler politikwissenschaftlicher Arbeiten lange
Zeit als Exilorganisationen, die Politik gegen oder für die Regierungen in den Her­
kunftsländern machten.
Soziologische Arbeiten stellten dagegen die eher unpolitische Funktion von Migran­
tenselbstorganisationen als Treffpunkte und Zusammenschlüsse, die sich um die so­
zialen und kulturellen Probleme der damaligen „Gastarbeiter“ kümmerten, in den
Vordergrund. Nach der Theorie der „Binnenintegration“ (Elwert 1982) diente diese
Art von Migrantenselbstorganisation als Schutzraum, in dem sich Migranten eman­
zipieren konnten und damit auch die Voraussetzungen für eine politische Partizipati­
on in der Aufnahmegesellschaft geschaffen wurden. Wie das Beispiel der spanischen
Elternvereine zeigt, können diese Vereinigungen tatsächlich erst einmal dafür sorgen,
dass sich Migranten darüber klar werden, welche Interessen sie gegenüber dem Auf­
nahmeland verfolgen und wie sie diese am effektivsten durchsetzen können (vgl.
Schlumm 1984, Riesgo 1999). Migrantenselbstorganisationen agieren damit tatsäch­
lich als eine Art Mittler zwischen Migranten und politischen Institutionen des Auf­
nahmelandes (vgl. Bundesarbeitsgemeinschaft der Immigrantenverbände in Deutsch­
land 2009, Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement 2008, Integration durch
Partizipation 2008). Hierüber üben Migranten Einfluss auf politische Entscheidungen
in der Bundesrepublik Deutschland aus (vgl. etwa Thränhardt/Hunger 2000, Sopart
2000, Hadeed 2001, 2005, Gaitanides 2003, Pallares/Zitzelsberger 2006, Hunger
2004 sowie Leinberger 200625).
24  Vgl. auch Koopmans/Berger 2004.
  
25 Siehe auch Sen/Jahn 1985, Fijalkowski 1997, 2001, 2004, Siebert 2002, Reißlandt 2003, Jungk
 
2000, 2001, Pallares/Zitzelberger 2006 a, 2006 b, Hunger 2006.
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Gegenwärtig beobachtet die Forschung, dass aus nicht in erster Linie politischen
Vereinen, die oftmals eine rein kulturelle oder religiöse Ausrichtung hatten, im Lau­
fe der Jahrzehnte durchsetzungsfähige Verbände entstanden sind, die zunehmend als
politische Akteure auftreten und als solche wahrgenommen werden (vgl. etwa Özcan
1992, Lemmen 1998, 1999, Schmidt 2004, Simsek 2001, Ammann 2001, Jans­
sen/Polat 200626). Sie bündeln die Interessen von Migranten mittlerweile in bundes­
weiten Zusammenschlüssen, die dann auf Bundesebene versuchen, Einfluss auf poli­
tische Entscheidungen zu nehmen. Dazu sind zum Beispiel die Türkische Gemeinde
in Deutschland oder die Bundesarbeitsgemeinschaft der Immigrantenverbände (BA­
GIV) zu zählen. Diese Zusammenschlüsse werden zunehmend als politische Akteure
wahrgenommen und in Dialogrunden (zum Beispiel Islamkonferenz der Bundesre­
gierung) in die politischen Strukturen der Bundesrepublik Deutschland eingebunden.
Hierbei handelt es sich um neue korporatistische Dialogformen zwischen Staat und
(Migranten-)Gesellschaft, die verstärkt seit den 2000er Jahren ins Leben gerufen
wurden und den politischen Bedeutungszuwachs von Migrantenselbstorganisationen
widerspiegeln. Vor diesem Hintergrund erscheint die alte Entgegensetzung von in­
tegrationsfreundlichen und integrationsfeindlichen Migrantenselbstorganisationen
überwunden zu sein. Die Forschung geht heute verstärkt der Frage nach, wie die
Einbindung von Migrantenselbstorganisationen in den politischen Prozess am besten
gestaltet werden kann.27 
Je mehr Migrantenselbstorganisationen als wichtige Akteure im politischen Prozess 
wahrgenommen wurden, desto mehr rückte auch das Thema der Effektivität und der
Professionalität von Migrantenselbstorganisationen in den Wissenschaftsfokus. In
diesem Zusammenhang geriet insbesondere die organisatorische Struktur und Res­
sourcenausstattung von Migrantenselbstorganisationen in den Blick. So könnte nach
Meinung vieler Autoren (Sen/Jahn 1985, Bommes 1992, Assimenios 1999, Kabis
2002, Hadeed 2005, Kolat 2003 sowie Jung-Sook 2009) die Einflussnahme von
Migrantenselbstorganisationen auf die Institutionen der Aufnahmegesellschaft bzw.
den öffentlichen Meinungsbildungsprozess wesentlich größer sein, wenn ihre Struk­
turen deutlich professionalisiert und effektiver gestaltet würden. Dies würde es den
26 Vgl. auch Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen 1999,
Thränhardt/Dieregsweiler 1999, Jungk 2000, 2001 und 2002, Hunger 2004, Berger/Koopmans
2004, Projekt Komm-in 2008.
27  Vgl. hierzu auch ein aktuelles Projekt an der Universität Münster zur Islamkonferenz der Bundes
regierung unter www.politik-und-religion.de 
­
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Migrantenselbstorganisationen ermöglichen, stärker von der inländischen Öffentlich­
keit wahrgenommen zu werden und ihre Forderungen gegenüber der Aufnahmege­
sellschaft effektiver durchzusetzen. In diesem Zusammenhang wird auch die Bedeu­
tung einer lokalen, regionalen und bundesweiten Vernetzung von Migrantenselbstor­
ganisationen mit politischen Parteien, Vereinen und Verbänden der Aufnahmegesell­
schaft hingewiesen (vgl. Sen/Hayrettin 1999, Hadeed 2005). In diesem Zusammen­
hang wird auch häufig eine (staatliche) Förderung von Migrantenselbstorganisatio­
nen diskutiert.
Auch den Führungskräften in den Migrantenselbstorganisationen wird in der For­
schung eine große Bedeutung zugeschrieben, insbesondere im Hinblick auf die Fra­
ge, welche politische Ausrichtung die Vereine wählen (vgl. hierzu Unbehaun 1997,
Tanriverdi 2007, Steller/Wilka 2008). So beschäftigt sich z.B. die Studie von Unbe­
haun (1997) mit der Rolle von „Ethnic Leaders“ in türkischen Migrantenselbstorga­
nisationen. Dabei wird konkret untersucht, welchen Einfluss die internen politischen
Auseinandersetzungen der türkischen Migrantenorganisationen auf ihre politische
Teilhabe in Deutschland haben (untersucht am Fallbeispiel der Ausländerbeiratswah­
len in Bamberg im Jahre 1994). Methodisch wird eine Untersuchung der historischen
Entwicklungslinien und Entwicklungsgründe der türkischen Vereine, wie zum Bei­
spiel der Sport-, Religions- und Politikvereine, in Bamberg durchgeführt. Die Studie
kommt zu dem Ergebnis, dass die politischen und religiösen Auseinandersetzungen
in der Türkei lange auch das Handeln und die politische Agenda der türkischen
Selbstorganisationen in Bamberg bestimmt haben. Dies wurde vor allem von Vorsit­
zenden der Vereine (die sogenannten „Ethnic Leaders“) gefördert, während hoch
gebildete und intellektuelle Mitglieder das Thema „Integration in die deutsche Auf­
nahmegesellschaft“ für zentral hielten. Diese sog. „Peripheral Leaders“ verfügten
über bessere Kontakte in die Aufnahmegesellschaft. Aufgrund ihrer sprachlichen
Kenntnisse und ihrer Bildung verfügten sie auch über größere Kompetenzen im Um­
gang mit Institutionen der Aufnahmegesellschaft. Die Studie kommt auch zu dem
Ergebnis, dass eine neue Generation von „Ethnic Leaders“ in den türkischen Ge­
meinden Bambergs entsteht, die sich nicht mehr durch die religiösen oder ethnischen
Unterschiede in der Türkei definiert, sondern durch eine „türkische“ oder „islami­
sche“ Identität in Deutschland. Dabei wird das gemeinsame „Migrantendasein“ in
den Vordergrund gestellt (vgl. auch Karakasoglu-Aydin 1996, Cetinkaya 2000, Am­
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mann 2001, Hadeed 2001 sowie Lehmann 2001). Allerdings gibt es über diese Fall­
studie hinaus bisher wenige Studien zur Rolle der sog. „Ethnic Leader“ in den
Migrantenselbstorganisationen.28 
Ein deutliches Forschungsdesiderat besteht auch in der Frage der Offenheit deutscher
Vereine und Organisationen gegenüber Migranten. Interessant wäre es z.B. zu unter­
suchen, inwieweit die deutschen Vereine sich auf die Wünsche und Vorstellungen
von Migranten einstellen und ihre Interessen berücksichtigen. In zahlreichen Studien
wird erwähnt, dass gerade die Fähigkeiten von Migrantenselbstorganisationen, auf
die spezifischen Wünsche der Migranten einzugehen, ihnen einen hohen Zulauf be­
scheren würden (vgl. Özcan 1992, Esser/Urban/Diehl 1998, Jungk 2002). Könnte
dies auch „deutschen“ Vereinen gelingen? Es müsste auch noch stärker untersucht
werden, wie die finanzielle Unterstützung von Migrantenselbstorganisationen wirkt
(z.B. durch Evaluationsstudien), ob Unterschiede zwischen staatlich geförderten und
nicht geförderten Vereinen existieren und wie eine Förderung durch den Staat die
Arbeit der Migrantenselbstorganisationen beeinflusst (z.B. im Hinblick auf die politi­
sche Ausrichtung oder hinsichtlich ihrer Professionalisierung). Auch ist der jüngste
Bedeutungszuwachs der politischen Rolle von Migrantenverbänden (wie etwa die
stärkere Zusammenarbeit auf Bundesebene im Kontext der Islamkonferenz) wissen­
schaftlich noch nicht ausreichend untersucht worden.
Bis heute existieren keine verlässlichen bundesweiten Daten zu Migrantenvereinen in
Deutschland. Dabei hätte man durch das Archiv ausländischer Vereine im Bundes­
verwaltungsamt in Köln die Möglichkeit, eine vollständige Liste ausländischer Ver­
eine in Deutschland zu pflegen, da jede Vereinsgründung von Ausländern in
Deutschland beim Bundesverwaltungsamt gemeldet werden muss. 29 Würde diese
Liste sorgfältig gepflegt, könnte man hierüber eine vollständige Urliste aller auslän­
dischen Vereine erhalten, aus der dann regelmäßig eine Stichprobe für eine einge­
hende Befragung gezogen werden könnte. Hierüber könnte man ein Monitoring­
system aufbauen, mit dessen Hilfe man dann die Struktur und Ausrichtung von
28 Die Studie von Unbehaun (1997) stellt eine Ausnahme dar.
29 Die Meldung erfolgt über die Amtsgerichte. Dabei muss jedes Mal auch die Vereinssatzung mitge­
schickt werden. Über diese Informationen lassen sich zumindest das Gründungsjahr, der Vereins­
zweck sowie die Vorstandsmitglieder erkennen.
     30Überregionale und bundesweite Partizipationsformen
      
          
         
          
       
   
 
 
                                                 
             
            
Migrantenselbstorganisationen in Deutschland besser einschätzen könnte.30 Dies 
würde eine gute Ergänzung zu den bisher gängigen Forschungsarbeiten zu Migran­
tenselbstorganisationen in Deutschland darstellen, die zumeist auf Fallstudien zu
einzelnen (größeren) Städten basieren, bei denen Interviews zur Rolle, Funktion und
Arbeitsschwerpunkten der Migrantenselbstorganisationen mit den Vorständen und
Mitgliedern durchgeführt werden.
30 Eine solche Auswertung wurde bisher nur einmal durchgeführt. Hierbei konnten deutliche Unter­
schiede bei der Ausrichtung einzelner Nationalitäten erkannt werden (vgl. hierzu Hunger 2004).
         
 
 
        
 
            
           
         
       
          
         
           
          
          
          
         
          
       
 
        
           
        
        
          
           
          
         
          
          
       
            
        
       
4. Neue Aspekte der Forschung zur politischen Partizipation von
Migranten
4.1 Politische Partizipation über die deutschen Grenzen hinweg
Eine weitere Form der politischen Partizipation, die sich in den letzten Jahren immer
stärker herauskristallisiert hat, ist die politische Partizipation, die nicht mehr nur be­
zogen auf einen Nationalstaat stattfindet, sondern Nationalstaaten übergreifend (auch
transnational genannt). Migranten unterhalten dabei politische Verbindungen gleich­
zeitig zu mehreren Ländern und/oder ethnischen bzw. religiösen Gruppen in ver­
schiedenen Ländern. Diese Verbindungen können sowohl von Individuen und Fami­
lien als auch von Organisationen hergestellt und gepflegt werden (vgl. Martini 2001,
Faist 2000). Foner (2005) spricht in diesem Zusammenhang z.B. davon, dass sich
sog. transnationale Sphären (auch transnationale soziale Räume genannt) bilden, in
denen nationalstaatliche Grenzen nicht mehr beachtet werden bzw. für die Aktivitä­
ten der Migranten zunehmend an Bedeutung verlieren. Dieser „Transnationalismus“
wird in einem engen Zusammenhang mit der Globalisierung der Weltwirtschaft, der
zunehmenden Kommunikationsmöglichkeiten und der Reiseerleichterungen gesehen.
Das Phänomen der grenzüberschreitenden politischen Aktivitäten von Migranten ist
nicht ganz neu, wurde jedoch in der deutschen Forschung zur Migration im Ver­
gleich zum angelsächsischen Raum erst spät aufgegriffen. In der internationalen For­
schung wird betont, dass die neuen transnational agierenden Migrantennetzwerke
aufgrund ihrer starken internationalen Vernetzung eine wichtige Rolle in der interna­
tionalen Politik einnehmen (können). Ein Grund hierfür ist, dass die in den Netzwer­
ken aktiven Migranten sowohl über Kenntnisse und Erfahrungen der politischen Kul­
tur ihres Herkunftslandes als auch ihrer Aufnahmeländer verfügen und in ihre politi­
sche Arbeit einbringen. Dadurch kommt es zu einer Verschmelzung von politischen
Kulturen, von der sowohl die Vereine als auch die Institutionen des Aufnahmelandes
aber auch die des Herkunftslandes profitieren können. Gerade im angelsächsischen
Raum gibt es hierzu eine Reihe von Arbeiten, die zeigen, wie transnational agierende
Migrantenorganisationen z.B. bei Friedensprozessen in ihren Herkunftsländern eine
entscheidende Rolle gespielt haben, indem sie ihr im Aufnahmeland gewonnenes 
          32Neue Aspekte der Forschung zur politischen Partizipation von Migranten
 
            
   
 
        
         
         
           
       
          
          
        
         
        
          
         
          
           
        
          
 
        
          
            
          
           
             
       
        
           
           
         
            
         
                                                 
          




In Deutschland gibt es zu diesem Themenkomplex bisher nur wenige Forschungsar­
beitern. Die Schwerpunkte der deutschen Partizipationsforschung lagen, wie schon
deutlich wurde, über Jahrzehnte auf innenpolitischen Aspekten, insbesondere im
Hinblick auf die Frage der Integration der Migranten in Deutschenland. Ihre grenz­
überschreitenden politischen Aktivitäten wurden aus dieser Perspektive eher als „in­
tegrationsunfreundlich“ interpretiert (vgl. Argun 2003). Erst seit Beginn der 2000er
Jahre geraten auch „transnationale“ politische Aktivitäten von Migranten in den Fo­
kus der deutschen Migrationsforschung. Allerdings werden hierbei eher Themen der
Identitätsbildung, z.B. im Sinne der ethnischen Hybrididentität, die dann eine spezi­
fische politische Orientierung bedingen, behandelt als konkrete politische Prozesse.
Auch werden hierbei eher Probleme, die damit verbunden sind, thematisiert als Po­
tenziale, die durch die transnationale politische Partizipation von Migranten entste­
hen (z.B. durch den Aufbau von wirtschaftlichen und diplomatischen Beziehungen
zu den Herkunftsländern der Migranten). Interessant ist auch, dass dieser junge und
dünne Forschungszweig stark von ausländischen Forschern in Deutschland beein­
flusst wird (z.B. Ostergaard-Nielsen 1998, 2000a und Argun 2003).
Ehemals typische Fragen der deutschen Partizipationsforschung (z.B. zu welchen
politischen Systemen sich die Migranten eher hingezogen fühlen, wohin sie eigent­
lich gehören, wo sie hauptsächlich politisch aktiv sind, wo die Schwerpunkte ihrer
politischen Arbeit liegen, welche Folgen das sowohl für ihr Herkunftsland als auch
für ihr Aufnahmeland hat) scheinen bei der politischen Partizipation von Migranten
in transnationalen Feldern nicht mehr so einfach zu beantworten zu sein. So betont
die Transnationalismusforschung, dass sich die Migranten oftmals weder den politi­
schen Systemen ihrer Aufnahmeländer noch ihrer Herkunftsländer vollständig zu­
rechnen lassen (vgl. hierzu Ostergaard-Nielsen 1998, 2000a, sowie 2005, Atilgan
2002, Argun 2003, Amann 2001 und Emanuelsen 200531). Sie entwickeln vielmehr
zwischen ihren Aufnahme- und Herkunftsländern eine eigenständige Sphäre (vgl.
Rieple 2000, Argun 2003 und Halm/Thränhardt 2009). Argun (2003), die die Sphäre
der Migrantennetzwerke zwischen der Türkei und Deutschland untersucht hat,
31 Siehe auch Ostergaard-Nielsen 2000b, 2001, 2002, 2003a, 2003b.
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kommt z.B. zu dem Schluss, dass zwischen der Türkei und Deutschland eine sog.
Zwischensphäre existiert, die sie „Deutschkei“ nennt. Die Migranten entwickeln in
diesen politischen Zwischensphären neue politische Einstellungen und „Identitäten“
(das Hauptinteresse der deutschen Arbeiten). Die Akteure dieser Zwischensphären
kombinieren oftmals die politischen Stärken beider politischer Systeme und gewin­
nen damit neue Einflussmöglichkeiten. So können Migranten vor allem die Ressour­
cen (z.B. Medien) der Aufnahmeländer nutzen, um auf politische Probleme in ihren
Herkunftsländern aufmerksam zu machen und politischen Einfluss auszuüben.32 So
sorgen sie dafür, dass die innenpolitischen Themen ihres Herkunftslandes internatio­
nal Beachtung finden (vgl. auch Koopmans/Statham 2003, Ostergaard-Nielsen 2000,
2001 sowie 2005, Argun 20003, Berger/Koopmans 2004 und Kissau/Hunger 2009
e).33 
Das herkunftsorientierte politische Engagement der Migranten wird von der Transna­
tionalismusforschung im Gegensatz zur traditionellen Integrationsforschung nicht
mehr als ein „Nullsummenspiel“ (weder für die Aufnahmeländer noch für die Her­
kunftsländer) gesehen. Vielmehr wird in den Migrantenselbstorganisationen, die sich
in transnationalen Sphären bewegen, oftmals eine Interessenvertretung der Migranten
sowohl gegenüber dem Herkunftsland als auch gegenüber dem Aufnahmeland gese­
hen (vgl. hierzu Ostergaard-Nielsen 2001 und Potter/Wong 2007). Die finanziellen,
politischen und diplomatischen Ressourcen, die sich aus den Bezügen zum Her­
kunfts- und Aufnahmeland ergeben, würden dazu genutzt, Lobbyarbeit in beiden
Ländern zu machen (vgl. etwa Amann 2001, Atilgan 2002, Koopmans 2004 sowie
Emanuelsen 2005). Allerdings, so stellen auch einige Studien fest, hängen die
Schwerpunkte der politischen Arbeit von transnationalen Migrantenselbstorganisati­
onen (Aufnahmeland vs. Herkunftsland) auch vom Umgang mit Migranten und deren
Wahrnehmung durch die Aufnahmeländer ab (vgl. etwa Berger/Koopmans 2004).
Eine geringe Wahrnehmung durch die politischen Institutionen des Aufnahmelandes,
32 Die Ergebnisse der Studie von Argun basieren auf einer in Berlin durchgeführten Feldforschung
unter türkischen Migranten sowie auf einer Analyse der Audio- und Printmedien in Deutschland
und des Internets. Untersucht werden dabei die politischen Beiträge der Migrantenselbstorganisa­
tionen aus der Türkei in Deutschland.
33  Beziehen sich die politischen Forderungen der Migranten z.B. auf die Verbesserung der Men
schenrechtslage oder auf die Einhaltung religiöser und ethnischer Grundrechte, finden sie in der 
Regel auch Gehör in der Öffentlichkeit des Aufnahmelandes. Sobald die Forderungen jedoch radi
kaler werden (z.B. die Forderung nach Unabhängigkeit), werden sie von der Öffentlichkeit im 
Aufnahmeland kaum aufgenommen (vgl. Koopmans/Statham 2003).  
­
­
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so auch die Studien von Ostergaard-Nielsen 2001 oder Potter/Wong 2007, führe ten­
denziell zu einem größeren politischen Engagement der Migranten für das Her­
kunftsland. Das heißt im Umkehrschluss möglicherweise: Wenn es für Migranten
mehr Partizipationsmöglichkeiten im Aufnahmeland gäbe, würden sie sich evtl. auch
weniger für die politischen Belange des Herkunftslandes interessieren bzw. engagie­
ren (vgl. Ostergaard-Nielsen 2001, Koopmans/Statham 2003).
Dies wird besonders in der Studie von Koopmans/Statham (2003) deutlich, die sich
mit der transnationalen politischen Partizipation von Migranten in Deutschland, den
Niederlanden und Großbritannien beschäftigt. Die Studie untersucht, die Art der po­
litischen Forderungen, die von Migranten in den jeweiligen politischen Öffentlich­
keiten ihrer Aufnahmeländer gestellt werden. Hierfür werden Berichte aus führenden
Tageszeitungen (The Guardian in Großbritannien, die Frankfurter Rundschau in
Deutschland und dem NRC/Handelsblad in den Niederlanden) ausgewertet. Dies
geschieht sowohl im Hinblick auf individuelle als auch auf kollektive Forderungen
von Migranten und Migrantenselbstorganisationen in den drei Untersuchungslän­
dern. Dabei kommt die Studie zu dem Ergebnis, dass in Deutschland Forderungen
von Migranten überwiegen, die bestimmte Politiken des Herkunftslandes durchsetzen
wollen beziehungsweise bestimmte Institutionen des Herkunftslandes im Aufnahme­
land vertreten (z.B. PKK, Milli Görüs, FIS) (sogenannte „transplanted homeland
politics“). In Großbritannien hingegen werden mehr Forderungen gestellt, die die
Politik des Aufnahmelandes betreffen, wenn auch häufig in Bezug auf das Her­
kunftsland. Die Regierungen des Aufnahmelandes werden häufig aufgefordert, gegen
bestimmte „Ungerechtigkeiten“ (beispielsweise im Umgang mit ethnischen Minder­
heiten) vorzugehen und Druck auf ihre Herkunftsländer auszuüben. In den Nieder­
landen stellen Migranten im Vergleich zu Deutschland und Großbritannien dagegen
weitaus mehr Forderungen in Bezug auf ihre rechtliche, wirtschaftliche und soziale
Lage in den Niederlanden. Die Autoren erklären die unterschiedlichen Befunde mit
der unterschiedlichen Stellung der Migranten in den jeweiligen politischen Syste­
men. Während Migranten in Deutschland vornehmlich als „Ausländer“ wahrgenom­
men werden und dementsprechend wenig Bezüge zur Politik des Aufnahmelandes 
haben, sind Migranten in Großbritannien aufgrund der kolonialen Geschichte seit
langem als Minderheiten anerkannt und besser in das politische System integriert. In
den Niederlanden sind Migranten am besten ins politische System integriert und ha­
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ben deswegen die größte Nähe zu politischen Entscheidungsträgern und Institutio­
nen. Dementsprechend hoch ist ihr Bezug zur Politik des Aufnahmelandes. Die je­
weiligen nationalen Integrationspolitiken und Staatsangehörigkeitsregelungen haben
also großen Einfluss auf das kollektive Bewusstsein und die Selbstdefinition von
Migranten, die dann auch die Beziehungen zur Politik des Herkunftslandes und des
Aufnahmelandes mitbestimmen
Ein weiterer Schwerpunkt der Studien zum transnationalen politischen Engagement
von Migranten in Deutschland besteht in der Erforschung des Einflusses von Migran­
ten auf politische Systeme ihrer Herkunftsländer. Hierbei stehen vor allem Migranten
aus nicht-demokratischen bzw. aus defizitären demokratischen Systemen im Vorder­
grund. In diesen Studien wird untersucht, welche konkreten politischen Schritte
Migrantenselbstorganisationen bzw. Diasporaorganisationen34 unternehmen, um im
Herkunftsland politischen Einfluss auszuüben (vgl. Ostergaard-Nielsen 1998, Amann
2001, Argun 2003). Eine zentrale Form der politischen Einflussnahme besteht dabei
in der Lobbyarbeit im Aufnahmeland für das Herkunftsland. Dabei wird explizit ver­
sucht, verschiedene Ressourcen von Migranten (z.B. Wählerstimmen, wirtschaftliche
Kontakte, politische Verbindungen usw.) einzusetzen, um bestimmte politische Ziele
in den Herkunftsländern zu erreichen (vgl. hierzu vor allem die Studien von Oster­
gaard-Nielsen 1998, 2000, 2001 und 2005). Hierbei wird zwischen zwei Arten der
Lobbyarbeit unterschieden. Einige Diasporaorganisationen versuchen, direkt auf die
Politik des Herkunftslandes einzuwirken, z.B. durch die finanzielle Unterstützung
bestimmter Parteien dort oder durch Mobilisierung der Unterstützung für bestimmte
sozialen Bewegungen. Andere konzentrieren sich auf die reine Lobbyarbeit im Auf­
nahmeland, um die Außenpolitik des Aufnahmelandes in Bezug auf das Herkunfts­
land entsprechend bestimmter politischer Herkunftsinteressen zu beeinflussen. Die
bisherigen Forschungen zu diesem Thema untersuchten allerdings nicht den Lobby­
ismus der von Deutschland aus agierenden Migrantengruppen, sondern konzentrier­
ten sich viel mehr auf den US-amerikanischen Forschungskontext.35 Sie billigen
34  Auch wenn das Wort „Diaspora“ in der deutschen Migrationsforschung umstritten ist, wird es 
doch von Transnationalismusforschern häufig für alle Migrantengruppen verwendet, die sich 
schon länger in ihrem Aufnahmeland aufhalten und politisch aktiv sind (vgl. u.a. Ostergaard-
Nielsen, Koopmans, Argun). 
35 Zu Deutschland hat lediglich Eva Oestergaard-Nielsen 2000 und 2001 Studien zum politischen
Lobbyismus von kurdischen Migranten durchgeführt.
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Migrantenselbstorganisationen durchaus eine wichtige Rolle in den Außenbeziehun­
gen ihrer Aufnahmeländer zu.
In der angelsächsischen Forschung wird zudem große wirtschafts- und außenpoliti­
sche Potenziale durch die transnationalen politischen Aktivitäten von Migranten für
die Aufnahmeländer konstatiert. Das Hauptargument der Forschung ist, dass Unter­
nehmer mit Migrantionshintergrund und ihre Verbände, aber auch politisch in den
Herkunftsländern gut vernetze Migranten als „Botschafter“ der Aufnahmeländer in
ihren Herkunftsländern auftreten können und somit zur Intensivierung der wirtschaft­
lichen und diplomatischen Beziehungen zwischen den Herkunfts- und Aufnahmelän­
dern beitragen können. Es ist verwunderlich, dass in Deutschland bisher keine nen­
nenswerten Studien zu diesem Thema existieren. Interessant ist dabei, dass sich diese
wenigen Studien zumeist auf Türken bzw. Kurden konzentrieren (vgl. Ostergaard-
Nielsen 2001, Koopmans/Statham 2003, Koopmans/Duyvene de Wit 2001). Andere
Gruppen, die sicher ebenfalls wichtige transnationale politische Beziehungen unter­
halten, sind bisher kaum in den Fokus der Wissenschaft gerückt. 36 
Alle Studien zur politischen Partizipation von Migranten in transnationalen Räumen
basieren zumeist auch auf einem ähnlichen methodischen Vorgehen. So werden häu­
fig Migrantenselbstorganisationen in Deutschland und in anderen europäischen Län­
dern in Bezug auf die Art ihrer Lobbyarbeit und in Bezug auf ihre politischen Forde­
rungen miteinander verglichen, z.B. in Deutschland und in den Niederlanden. Dabei
werden in der Regel Leitfadeninterviews mit Vertretern von transnational agierenden
Migrantenselbstorganisationen durchgeführt (vgl. Ostergaard-Nielsen 1998, 2001
und 2005). Hinzu kommen Medienanalysen (u.a. auch das Internet), bei denen z.B.
die Forderungen von Migranten in den Medien des Aufnahmelandes in Bezug auf
ihre Herkunftsländer untersucht werden (vgl. hierzu Argun 2003, Berger/Koopmans 
2004, Kissau/ Hunger 2009 c).
Im Hinblick auf zukünftige Studien, die sich damit beschäftigen wollen, wie die au­
ßenpolitischen Aktivitäten Deutschlands die bestehenden transnationalen Netzwerke
und Beziehungen von Migranten für sich gewinnen könnten, besteht also noch ein
36 Eine der wenigen Arbeiten, in denen italienische Migranten untersucht werden, ist die von Martini
(2001). Hier wird insbesondere auf die Bedeutung von Familienstrukturen eingegangen, die politi­
sche Partizipation steht allerdings nicht im Mittelpunkt.
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großes Potential. Anhand solcher Studien könnten konkrete Empfehlungen entwi­
ckelt werden, wie eine „Diaspora-Diplomatie“37 für Deutschland aussehen könnte.
Inzwischen ist bekannt, dass viele Migranten nach einer bestimmten Aufenthaltsdau­
er in Deutschland zeitweise oder auch endgültig in ihre Herkunftsländer zurückkeh­
ren und dabei weiterhin politische und wirtschaftliche Beziehungen zu Deutschland
aufrechterhalten. Wie kann Deutschland diese transnationalen Beziehungen und
Strukturen für sich nutzen? Welchen Einfluss kann die deutsche Politik auf diese
transnationalen politischen Aktivitäten ausüben? Dies sind Fragen, die von der deut­
schen Forschung bisher noch nicht untersucht worden sind. So fanden in den letzten
Jahren vermehrt sog. „Diasporatreffen“ verschiedener Migrantengruppen in Deutsch­
land statt (z.B. der Aserbaidschaner in Berlin), ohne dass dies von der Politik oder
der Wissenschaft wahrgenommen wurde. Zusammenfassend kann festgestellt wer­
den, dass das Thema der politischen Partizipation von Migranten in transnationalen
Räumen langsam Einzug in die deutsche Migrationsforschung erhält. Jedoch wurde
deren Potential noch nicht voll erkannt, und Deutschland hinkt hier im internationa­
len Vergleich immer noch deutlich hinterher.
4.2 Online-Partizipation
Ein weiterer neuer Forschungszweig zur politischen Partizipation von Migranten ist
in der Internetforschung zu finden. Diese Form der politischen Partizipation von
Migranten ist ab den 2000er Jahren stärker ins Blickfeld der internationalen Migrati­
onsforschung gerückt. Ähnlich wie bei der Transnationalismusforschung liegt der
Ursprung hierfür im angelsächsischen Sprachraum. Arbeiten von Smith 1999, Dia­
mandaki 2003 oder Ding 2007 untersuchen dabei konkrete politische Prozesse und
Entwicklungen im Internet, an denen Migranten beteiligt sind bzw. die sie angesto­
ßen haben. Internetpartizipation ist für Migranten insofern von besonderem Interesse,
als dass sich hierdurch einerseits die Verbindungen zum Herkunftsland leichter auf­
recht erhalten lassen (was früher vor allem kritisch gesehen wurde), und andererseits
sich aber auch neue Möglichkeiten für Migranten ergeben, einen erleichterten Zu­
gang zur deutschen Öffentlichkeit zu erhalten, um z.B. durch Onlinekampagnen ihre
politischen Forderungen gegenüber dem Aufnahmeland besser durchzusetzen.
37 Der Begriff „Diaspora-Diplomatie“ wurde von der indischen Regierung ins Leben gerufen, um
seine Auslandsbürger (die sog. Non-Resident Indians) ganz gezielt für diplomatische Zwecke ein­
zusetzen (vgl. hierzu auch Hunger 2009).
          38Neue Aspekte der Forschung zur politischen Partizipation von Migranten
 
          
          
            
       
         
          
       
         
          
          
         
          
           
         
             
          
              
       
 
          
           
       
          
         
        
        
          
          
        
       
         
          
         
Die neuen Möglichkeiten, die das Internet für die politische Partizipation von
Migranten in Deutschland bereit hält, wurden bisher kaum untersucht. Eine der we­
nigen Studien hierzu ist die von Kissau/Hunger 2009. In dieser explorativen Studie
wurde am Beispiel von türkischen, kurdischen und russischsprachigen Internetnut­
zern untersucht, wie verschiedene Migrantengruppen in Deutschland die neuen Mög­
lichkeiten des Internet für ihre politische Partizipation nutzen. Hierbei zeigte sich,
dass insbesondere türkischstämmige Migranten in der zweiten Generation das Inter­
net als neues Medium der politischen Partizipation für sich entdeckt haben, während
russischsprachige Nutzer eher unpolitisch orientiert sind und stärker auf ihr Her­
kunftsland fokussiert sind. Eine Fallstudie zu kurdischen Nutzern (vgl. ausführlicher
auch Candan/Hunger 2009) zeigte, dass das Internet hier stark zur Diasporabildung
genutzt wird, um Einfluss auf die Politik in den Herkunftsregionen zu nehmen. An­
gesichts dieser Ergebnisse und der Entwicklungen in anderen Bereichen kann davon
ausgegangen werden, dass das Internet in Zukunft sicher eine immer wichtigere Rol­
le auch für die politische Partizipation von Migranten spielen wird. Und auch andere
Partizipationsformen, die sich vor allem über neue Medien erschließen, wie z.B. Mo­
biltelefone (vgl. hierzu die Studie von Düvel in Kissau/ Hunger 2009 b), werden bei
Migranten zukünftig weiter an Bedeutung gewinnen.
Auch für die politischen Verwaltungen gibt es hier noch große unerschlossene Po­
tenziale, um die politische Partizipation von Migranten zu fördern. Eine Studie von
Hentschel/Schröder/Wiggerink (2009) untersucht z.B., inwieweit die Internetauftritte
der zehn größten Städte auf die Interessen ihrer Stadtbevölkerung mit Migrationshin­
tergrund eingehen und damit die Partizipation der Bevölkerung mit Migrationshin­
tergrund fördern. Sie gehen davon aus, dass Informationen und Beteiligungsmög­
lichkeiten im Internet das Interesse und die gesellschaftliche Partizipation der
Migranten in der Kommune fördern kann, wenn sie „migrantenfreundlich“ gestaltet
werden. Hierzu werden die Internetauftritte der zehn größten Städte Deutschlands auf
Aspekte wie Fremdsprachenangebot und Spezialinformationen für Migranten, wie
etwa zum Bildungssystem, zu den Sozialleistungen und Sprachangeboten, unter­
sucht. Dabei kommen sie zu dem Ergebnis, dass es große Gestaltungsunterschiede
bei den Internetauftritten der zehn größten Städte Deutschlands gibt. Während ein
Teil der Städte kaum auf die Bedürfnisse ihrer Bevölkerung mit Migrationshin­
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tergrund eingeht, zeichnen sich andere Kommunen durch eine geradezu vorbildhafte
Gestaltung der Webseiten aus. Insgesamt sehen die Autoren aber ein großes Potenti­
al, mit Hilfe des Internets die Partizipation von Migranten in den Städten zu erhöhen.
Jedoch wurden zu diesem Thema bisher nur wenige Untersuchungen durchgeführt.
  
 
         
        
         
          
        
        
       
         
        
          
       
    
  
 
       
      
           
       
         
            
           
        
         
           
          
         
   
 
          
            
        
           
5. Fazit
Die Zusammenschau der verschiedenen Formen der politischen Partizipation von
Migranten in Deutschland hat gezeigt, dass Migranten (trotz eingeschränkter Mög­
lichkeiten) politisch sehr aktiv sind. Dies gilt sowohl bezüglich individueller Partizi­
pationsformen als auch auf kollektiver Ebene. So werden Migranten z.B. zu einem 
immer wichtigeren Bestandteil der Wahlbevölkerung in der Bundesrepublik
Deutschland und Migrantorganisationen zu einem immer wichtigeren Partner der
deutschen Politik. Demokratietheoretisch wird weiterhin der Ausschluss von Auslän­
dern vom politischen Prozess der Wahlen als problematisch eingestuft. So sind trotz
erleichterter Einbürgerungsregelungen immer noch Millionen Bürger in Deutschland
von den Wahlen auf Kommunal-, Landes- und Bundesebene ausgeschlossen. Eine
Vielzahl demokratietheoretischer und staatsphilosophischer Arbeiten haben diesen
Ausschluss von Migranten aus dem politischen Prozess als „Demokratiedefizit“ ge­
kennzeichnet.
In der wissenschaftlichen Debatte über den Ausgleich dieses Demokratiedefizits do­
minierten zunächst Diskussionen um die Ausweitung politischer Partizipationsmög­
lichkeiten auf kommunaler Ebene. So wurden lange Zeit die Ausweitung der Kompe­
tenzen für Ausländerbeiräte und die Ausweitung des Kommunalwahlrechts für Aus­
länder in den wissenschaftlichen Arbeiten zur politischen Partizipation von Migran­
ten in Deutschland debattiert. Beide Ansätze wurden aber von der Forschung immer
wieder als unzureichend kritisiert, da in den Augen vieler Wissenschaftler erst die
gleichberechtigte Teilnahme an Wahlen eine vollständige politische Partizipation
garantiere. Dies sei in Deutschland – allerdings bis auf die Ausnahmen bei Kommu­
nalwahlen, bei denen auch EU-Ausländer wahlberechtigt sind – bis heute nicht der
Fall. Millionen von Migranten verfügten bis heute nicht über die deutsche Staatsan­
gehörigkeit und bleiben somit von der politischen Mitentscheidung rechtlich weitge­
hend ausgeschlossen.
Dies kann als ein Grund dafür angesehen werden, warum z.B. Parteien bisher wenig
auf Migranten eingegangen sind und auch von der Forschung in dieser Hinsicht we­
nig untersucht worden sind. Stattdessen nehmen Migrantenselbstorganisationen eine
zentrale Stellung für die politische Partizipation von Migranten in Deutschland ein
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und wurden auch entsprechend häufig wissenschaftlich untersucht. Hierbei stand
lange Zeit die politische Ausrichtung der Migrantenselbstorganisationen im Fokus 
der Untersuchungen. Dabei herrschte lange Zeit eine ambivalente bzw. kritische Hal­
tung gegenüber Migrantenselbstorganisationen vor. So wurde eine Ausrichtung auf
das Herkunftsland oft als Abwendung von Deutschland und als Hindernis für die
politische Beteiligung in Deutschland dargestellt. Diese Diskussion hat aber aller­
dings seit einigen Jahren eine gewisse Wendung erfahren. So wird eine Herkunfts­
landorientierung nicht mehr automatisch als partizipationsfeindlich eingestuft
(Oestergaard-Nielsen 2001), insbesondere weil Studien, wie die von Koopmans und
Berger (2004), gezeigt haben, dass auch die Rahmenbedingungen in den Aufnahme­
ländern Einfluss darauf haben, welche inhaltlichen Schwerpunkte Migranten­
selbstorganisationen im Hinblick auf ihre politische Partizipation setzen.
Die Konzentration auf Migrantenselbstorganisationen hat die Forschung zur politi­
schen Partizipation von Migranten jahrelang dominiert. In den letzten Jahren gibt es
aber auch zu anderen Bereichen interessante Forschungsergebnisse. Als ein neuer
und besonders interessanter Zweig kann die Forschung über das Wahlverhalten von
„Neubürgern“ angesehen werden. So geben gerade die Arbeiten von Wüst (2000,
2002, 2003 a, 2003b, 2006 und 2007) wichtige Aufschlüsse über das Wahlverhalten
von Migranten. Ein besonders interessantes Ergebnis der Arbeiten, dass sich das po­
litische Verhalten von Migranten über die Zeit an das Verhalten von Nicht-
Migranten angleicht. Auch die Studie von Weidacher et al. (2000) in Bezug auf ju­
gendliche Migranten und ihre politischen Einstellungen hält interessante Ergebnisse
bereit. So wird hier betont, dass gerade die Schichtzugehörigkeit eine große Erklä­
rungskraft für das politische Verhalten hat. An diese Arbeiten können zukünftig wei­
tere Forschungen anknüpfen: Gibt es z.B. weitere Unterschiede im politischen Ver­
halten von männlichen und weiblichen Migranten? Wie verhält es sich bei Migranten
unterschiedlicher Zuwanderungsgenerationen? Welche Rolle spielt der Migrations­
hintergrund insgesamt für die Häufigkeit, die Intensität und die Qualität der politi­
schen Partizipation? Gibt es Unterschiede zwischen dem Engagement von Migran­
ten, die als politische Flüchtlinge nach Deutschland kamen, und denen, die als Ar­
beitsmigranten zugewandert sind? Gerade zur letzten Frage gibt es noch große Wis­
sensdefizite, da sich die Forschung bisher auf einzelne wenige Zuwanderungsgrup­
pen in Deutschland konzentriert hat (vor allem auf Migranten aus den klassischen
  Fazit 42
 
       
         
 
           
           
      
          
        
           
         
          
        
        
         
          
           
          
        
        
 
         
         
        
        
         
        
            
          
           
         
            
       
                                                 
             
            
      
Gastarbeiterländern Türkei, Italien, Jugoslawien usw.). Neue Zuwanderungsgruppen,
z.B. aus Afrika oder Asien, wurden dagegen wenig betrachtet.38 
Wenig ausgeprägt ist auch die Forschung zur politischen Partizipation von Migranten
über die deutschen Grenzen hinweg. Die deutsche Forschung hinkt hier der internati­
onalen Forschung deutlich hinterher (insbesondere im Vergleich zum angelsächsi­
schen Sprachraum). In Deutschland konzentriert sich die Diskussion immer noch
vorrangig auf innenpolitische Fragestellungen, also z.B. welchen Einfluss die politi­
sche Partizipation und Orientierung von Migranten auf die „Integration“ von
Migranten hat. Studien, die sich mit der grenzüberschreitenden politischen Partizipa­
tion der in Deutschland lebenden Migranten auseinandersetzen, sind selten und wer­
den interessanterweise überwiegend von ausländischen Forschern durchgeführt (z.B.
Oestergaard-Nielsen 2001, Argun 2003). Die Relevanz der grenzüberschreitenden
politischen Partizipation von Migranten insbesondere für die Außenpolitik der Auf­
nahmeländer ist gleichwohl hoch, wie man an den Ergebnissen der englischsprachi­
gen Literatur sieht. Es ist zu erwarten dass dieses Forschungsfeld in den nächsten
Jahren auch in Deutschland an Bedeutung zunehmen wird, ähnlich wie dies im For­
schungsfeld „Entwicklungspotenziale der Migration“ zu beobachten gewesen ist, das 
in Deutschland ebenfalls erst vergleichsweise spät aufgegriffen wurde.
Forschung zu politischer Partizipation von Migranten weist auch Forschungsdefizite
in methodisch-theoretischer Perspektive auf. So gibt es viele Einzelfallanalysen,
aber nur wenige Large-Scale-Studien. Insgesamt muss betont werden, dass sowohl
das Theorie- als auch das Methodenpotential der Sozialwissenschaften in Bezug auf
die Erforschung der Bedingungen und Konsequenzen der politischen Partizipation
von Migranten in deutscher Forschungsdiskussion bei weitem nicht ausgeschöpft
worden ist. So dominieren nach wie vor Arbeiten, die von den spezifischen Problem­
lagen der Migranten ausgehen und nicht von den allgemeinen Voraussetzungen poli­
tischer Partizipation in Demokratien. Auch gibt es nur wenige Arbeiten, welche die
Theorien politischen Verhaltens, die völlig ohne Bezug auf Migrationsprozesse ent­
wickelt wurden (z.B. der Ansatz der politischen Ökonomie), auf das Feld der
Migrantenbeteiligung anwenden. Positiv hervorzuheben sind hier wiederum die Ar­
38 Auch wurde bisher die politische Partizipation von Aussiedlern wenig erforscht, möglicherweise
deshalb, weil diese Gruppe über die Staatsangehörigkeit verfügt und somit alle rechtlichen Mög­
lichkeiten der vollen politischen Partizipation besitzt.
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beiten von Wüst (2000, 2002, 2003 a, 2003 b, 2006 und 2007), der die Erkenntnisse
der allgemeinen Wahlforschung auf Migranten überträgt und damit Migrationsfor­
schung in die allgemeine Partizipationsforschung einbindet. Auch das Analysepoten­
tial der allgemeinen Bevölkerungsumfragen zur politischen Partizipation (vom SOEP
bis zum Politbarometer) ist nicht ausgeschöpft, wie dies die Arbeiten von Diehl
(2000, 2001, 2002 und 2004) und Weidacher et al. (2000) zeigen. Die Analyse dieser
Datenbestände ist insofern von besonderer Wichtigkeit, als sie anders als die lokalen
und regionalen Fallstudien zur Generalisierung der Erkenntnisse beiträgt.
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass zwar eine große Fülle an Literatur zur
politischen Partizipation von Migranten in Deutschland existiert, diese jedoch deutli­
che Schwerpunktsetzungen aufweist, die der heutigen politischen Realität nur noch
eingeschränkt entsprechen. So wurden bis heute vor allem Ausländerbeiräte, das 
Kommunalwahlrecht und Migrantenselbstorganisationen im Hinblick auf die politi­
sche Partizipation von Migranten untersucht, und zwar vor allem in Bezug auf einige
wenige Migrantengruppen, die der Gastarbeiteranwerbung der 1960er Jahre ent­
stammen. Die neueren Entwicklungen der politischen Partizipation von Migranten
wurden dagegen noch nicht vollständig aufgearbeitet, wie z.B. die politischen Aktivi­
täten neuer Migrantengruppen (z.B. aus dem Nahen Osten und aus Afrika), insbe­
sondere im Hinblick auf ihren Einfluss auf die Politik ihre Herkunftsländer. Auch
die Rolle von Politikern mit Migrationshintergrund und die daraus folgenden Ein­
schätzungen der Migranten im Hinblick auf ihre Repräsentanz im politischen System
der Bundesrepublik Deutschland wurden bisher kaum untersucht. Dies ist überra­
schend, da Parteien im politischen System der Bundesrepublik Deutschland eine her­
ausragende Rolle spielen. Bisher gibt es aber kaum Studien zur politischen Integrati­
on von Migranten in die Parteistrukturen (z.B. in die verschiedenen Migranten-
Arbeitsgemeinschaften). Auch neue Partizipationsformen (z.B. die Partizipation über
das Internet) müssten stärker untersucht werden.
Dabei scheint es u.E. auch darauf anzukommen, den Defizitansatz zur politischen
Partizipation von Migranten in der Bundesrepublik Deutschland zu überwinden und
die Potenziale der Migranten als politische Akteure stärker in den Mittelpunkt der
Forschungsarbeiten zu stellen. Dies gilt sowohl für das Potential von Migranten im
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